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Der achte Kongreß
der deutschen Gewerkschaften .

Die Dresdener Tagung hat die toteu Zahlen der Berichte
über die Entwicklung der freien Geiverkschaftsverbände durch
ein Stück kraftvolles , blühendes Leben illustriert . Sie ließ die

Macht erkennen , welche diese festgefügten Organisationen zu

Schutz und Trutz für die Interessen der Ausgebeuteten dem

ausbeutenden Nnternehniertum entgegensetzen können ; sie zeigte
aber darüber hinaus auch die Geschlossenheit ihrer Reihen und

die überlegene Entschlossenheit , mit der sie dem Feind jeden

Fuß Boden seines Herrschaftsgebiets streitig zu machen ge¬

sonnen sind . Dem Feinde , über dessen Natur und Wesen keine

Täuschung vorhanden ist , und dem die freien Gewerkschaften
zielklar des Proletariats eigene Kraft entgegenstellen . Durch
alle Verhandlungen und Beschlüsse der 886 Delegierten , die zu¬
sammen 2L76395 Mitglieder vertraten , schimmerte der Boden

des Bewußtseins vom Klassenkampf zwischen Kapital und

Arbeit hindurch , auf dem die zentralisierten Verbände stehen ,
und aus dem ihr Handeln Richtung und Stärke empfängt .
Trat dementsprechend auf dem Kongreß ihr Charakter als

proletarische Kampfesorganisationen und damit ihr Gegensatz
zu der bürgerlichen Gesellschaft unziveideutig in die Erscheinung ,
so nicht ininder ihr unzerstörbarer Zusammenhang mit den
beiden anderen Strömen der modernen Arbeiterbewegung : den

Genossenschaften und der Sozialdemokratie . Wie könnte es auch
anders sein angesichts der Situation , welche dem kämpfenden
Proletariat durch die fortschreitende Entwicklung des Kapita¬
lismus geschaffen wird und die ihr entsprechende Erweiterung
und Vertiefung der Klassengegensätze , die in den gewaltigen
Streiks und Aussperrungen der letzten Jahre wie in den poli¬
tischen Dingen ihren Ausdruck gefunden hat . Diese Entwicklung
trennt die Gewerkschaften von allen sozialen Mächten , die au

der Ausbeutung der schaffenden Bevölkerung teil haben und

sie aufrecht erhalten wollen — sei es auch unter gemilderten
Formen — , und sie führt auf der anderen Seite alle Verteidiger
der proletarischen Klassenintercssen zu einer unwiderstehlichen
Phalanx zusammen .

Mit erhebender , mustergültiger Arbeitssreudigkeit hat sich der

Kongreß der Toppelaufgabe gewidmet , die Gewerkschaften immer

besser zum Kampf gegen die kapitalistische Ausbeiltung zu rüsten ,
gleichzeitig aber auch die breitesten Massen der Ausgebeuteten
selbst in steigendem Maße wehrtüchtig für diesen Kampf zu

macheu . Die Dringlichkeit solchen Wirkens hatte Genossen
Legiens markige Eröffnungsrede scharf umrissen gezeigt . Feinde
ringsum ! so läßt sie sich zusammenfassen : ein Unternehmertum ,
das sich fest und fester zusammenschließt , um in planmäßigem
Angriff die Macht der Gewerkschaften zu brechen , eine Re¬

gierung , die hört , was die Arbeiter fordern , und tut , was die

Kapitalisten wollen . Nur die zusammengefaßte eigene Kraft der

Proletarier zwingt die Widerstände , die sich ihrem Aufstieg
cntgegenstemmen .

Nicht über Einzelheiten der gewerkschaftlichen Rüstung wurde

iil der Hauptsache in Dresden beraten , sondern über die große
Frage der finanziellen Unterstützung bei Kämpfen , deren

Anforderungen auch die Kraft der gut ausgebauten , leistungs¬
starken Organisationen übersteigen . Die Zeitläufe der Riesell¬
streiks und Niesenausspcrrungen , die die Existenz von Hundert -
tausenven erschüttern , haben diese Frage nahegelegt . Zwei Wege
zu ihrer Lösung zeigten die vorliegenden Anträge . Nach dem
einen soll unter Verwaltung der Gcueralkommissiou die Grün¬

dung einer allgemeinen Unterstützungskasse erfolgen , nach dem

andere » haben bei großen Kämpfen an die Stelle der bisherigen
freiwilligen Sammlungen feste Beiträge zu treten , welche von

den der Generalkommission angeschlosseilen Verbänden ent¬

sprechend ihrer Mitgliederzahl erhoben werden . Der Kongreß
überwies die Anträge nebst den dazu gestellten AbänderunzS -
vorschlägen der nächsten Vorständcloiiferenz .

Das schärfste Schwert taugt nichts ohne den starken Arni ,
der es führt , ohne den zielsicheren Willen , der es lenkt . So

wenig irgendivie die Bedeutung der materiellen Leistungstüchtig¬
keit unserer Gewerkschaften übersehen oder auch nur unterschätzt
iverden darf , so notwendig ist es , ebenfalls ihr geistiges Be¬

reitsein nach seiner iveittragenden Wichtigkeit zu werten . Die

Dresdener Beratungen sollten auch in dieser Beziehung die

Wehr und Waffen der Organisationen vervollkommnen lind

schärfen . Dies war der Sinn der Anträge über die gewerk¬
schaftlichen Unterrichtskurse , wie der Verhandlungen über

Bildungsbestrebungen und Bibliothekwesen in den

Gewerkschaften . Wie die Dinge liegen , mußte leider die

erstere Frage unvermeidlich niit einer Personenfrage verquickt
sein : Sind die Herren Bernhard und Calwer geeignete Lehr¬
kräfte für die Gewerkschaftsschule ? Wir sagen leider , iveil iil

der Folge das äußere Um und Auf den Blick für die sachliche
Bedeutung des ganzen Problems trübte oder richtiger von ihr

ablenkte . Denn im letzten Grunde entpuppt sich auch die vor¬

liegende Personensrage als eine Sachfrage . In der Tat : nicht

daß die genannten Herren außerhalb der Sozialdemokratie
stehen , ist der springende Punkt , aus dem Widerspruch gegen

ihre Mitwirkung an den gewerkschaftlichen Unterrichtskursen

erwachsen ist , sondern warum dies nicht mehr der Fall ist.
Und sehen wir bei der Beantwortung dieser Frage von alleil

rein persönlichen unerquicklichen Umständen ab , so bleibt als

ausschlaggebend eine Unvereinbarkeit der von Calwer lind Bern -
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hard vertretenen Meinungen mit den Lehren des wisfenschnst -

tichen Sozialismus , eine Unvereinbarkeit , die sich nicht auf eine

verschiedene Wertung politischer Faktoren beschränkt , sondern

auch Fragen des gesellschaftlichen Wirtschaftslebens betrifft , die

gerade für die Geiverkschasten und ihre Betätigung bedeutsam

sind . Nur dadurch wird es ja erklärlich , daß Gewerkschasts -
blätter und Gcwerkschastsorganisationen es waren , die besonders
in letzter Zeit sich wieder und wieder polemisch mit den Mei¬

nungen Calivers und Bernhards auseinandersetzten .
Von den mannigfachen Gründen , welche den Kongreß es

ablehnen ließen , sich mit der Angelegenheit zu befassen , ist

unseres Erachlens der wichtigste die nicht volle Einschätzung
der Tragweite , welche der Theorie des proletarischen Klassen¬

kampfes für eben dessen Praxis znkomuit . Er fand offensicht¬
licher noch seinen Ausdruck in den Gedankengängen , welche
zu der gleichen Stellungnahme betreffs der Gestaltung der ge¬

werkschaftlichen Untcrrichtsknrse führten . Hierzu war eine Ans -

dehnnng des Unterrichts auf längere Zeit , sein Nnsban in

theoretischer Richtung und eine Beschränknng der Tcilnchmcrzahl
gefordert worden . Wie dem Veto wider die Calwer - Bernhardschc

Betätigung , so setzte der Vertreter der Generalkommission auch

diesem Verlangen die Auffassung entgegen , daß die Untcrrichtsknrsc
nnr die nötige spezielle , fachtechnische Ausbildung für Gewerk¬

schafter fordern sollen , und daß daher die längere und tiefere Bc -

schäfligung mit der Theorie zu missen sei. Tic übergroße Mehrheit
der Delegierten trat dieser Auffassnng bedauerlicherweise bei ,

allein daß die ausgerollte Frage selbst dadurch nicht für immer

beiseite geschoben ist , dafür sprach der bald nach der gefallenen
Einscheidung eingebrachte Antrag Winnig , eine Kommission
einzusetzen , beziehnngsweisc Ecneralkommission lind Vorständc -
lonscrenz zu beauftragen , einer Ausgestaltung der Gewerkschasts -
schnlc näherzutreten .

Gewiß , auch der Antrag fiel , aber er bleibt nichtsdesto¬
weniger ein begrüßenswertes Anzeichen , daß die gewerkschaftliche
Praxis felbst das bcwnßte Bedürfnis nach einer festen theo¬

retischen Fundiernng schafft . Wenn diese Tatsache in Dresden

nicht zwingender und erfolgreicher in die Erscheinung trat , so
hat dies seine besondere Ursache darin , daß die Sozialdemo¬
kratie mit ihren verschiedenen Einrichtungen in iveitem Umfang
diesem Bedürfnis entgegenkommt und es befriedigt . Wie die

Praxis des wirtschaftlichen und des politischen Klassenkampscs
des Proletariats aus der gleichen Wurzel emporsprießt , also
tann es für diese Praxis auch nnr eine einheitliche Theorie
geben : die sozialistische , die ans verschiedene Wirkungsgcbiete
angewendet wird . Wir sind daher überzeugt , daß unter
dem Drucke der kapitalistischeil Wirklichkeit die theoretische
Cchulniig der Gewerkschafter in der Richtung vor sich geht ,
ans die Lcgicn und andere himvicsen : die Parteischule wird
die Gcivcrkschaslsbcwcgung mehr als seither in den Kreis ihrer
Unterrichtsfächcr einbeziehen , und die Gewerkschaften werden

künstig mehr Schüler als jetzt in die Parteischule cntsendcu .
Es muß dies das natürliche Ergebnis des erstarkenden einheit¬
lichen Zllsammcnarbeitens von Partei und Geiverkschasten ans
dem Gebiet des lokalen Bildungswcsens sein , ivie es von Ge¬

nossen Sassenbach in seinem anregenden Referat über die

Notwendigkeit einer systematischen Gestaltung des Vortrags -
lmd Bibliothekswesens in llbercinstimmung mit Genoffen Schulz
als dem Vertreter des Zentralbildungsausschusses der Sozial¬
demokratie befürwortet ward . Die planmäßige Schulung und
Erziehung der politisch und gewerkschaftlich Organisierten ini
Geiste der sozialistischen Lehren schafft im Bewußtsein der
lrciiesien Massen selbst den unzerstörbaren Grund , der das
Gebäude höheren theoretischen Unterrichts trägt . Den freien
Gewerkschaften ist die sozialistische Erkenntnis seit je Lebens¬

lust gewesen , von ihr haben sie ihren idealen Inhalt , die unvcr -
rückbarc Kristallisationsachse ihrer praktischen Betätigung emp¬
fangen . Bei der inneren Verbindung , die — wie wir in letzter
Nummer darlegten — zwischen ihnen und dem Sozialismus
besteht , würden sie die stärkste Wurzel ihrer Kraft ablöten ,
wollten sie ans die Pflege jenes theoretischen Sinnes im Prole¬
tariat verzichten , den Engels als kostbarstes Erbteil der auf¬

steigenden deutschen Arbeiterklasse dem lheoric - und ideallosen
praktischen Fortwursteln der deutschen Bourgeoisie gegenüber¬

gestellt hat . Und zu diesem Selbstmord sind die freien Gewerk¬

schaften wirklich viel zn gute Praktiker .
Von gleicher Bedeutung für die Vervollkommnng der gewerk¬

schaftlichen Rüstung wie für die Wehrhaftmachnng der Massen

ist die Stellnngnahme des Kongresses zum Koalitionsrecht
und dem Vorcntwurf zu einem deulschcn Strafgesetz¬
buch . Genosse Heinemann leitete sie durch ein großzügiges
Referat ein , das überzeugend die befruchtende Kraft der Theorie
für die Praxis dartat . Ohne die sozialistische Gesellschaftstheorie
wäre auch dem scharssinnigcn Juristen die ebenso glänzende
als tiefe Zergliederung des engbrüstigen Klassenrechtcs und der

brutalen Klassenjustiz , die lichtvolle Erhellung der Zusammen¬
hänge unmöglich gewesen , die die Besitzenden zu dem Versuch
drängen , im Strafgesetzbuch ein die Koalitionsfreiheit meuchelndes

Ansnahmerccht gegen das kämpfende Proletariat zn schaffe ».

Eindringlichst ruft dieses Referat den proletarischen Massen zu ,

daß die beste Verteidigung der Hieb ist, daß der Abwehrkampf

gegen das drohende Attentat zum Angriff für ihr gutes Recht .
das gesetzlich gesicherte volle Koalitionsrecht , werden mnß . Und

dieses Ringen mit den Todfeinden des Proletariats , Brust an

Brust , wird , wie alle sozialpolitischen Kampagnen , Gewerk¬

schaften und Sozialdemokratie brüderlich Schulter an Schulter

finden , ein unteilbares Heer .
Dem Schutze der Enterbten wider die skrupellose Ausbeutung

durch das Kapital , wider Begleiterscheinungen der kapitalistischen

Wirtschaft galten die Verhandlungen über verschiedene sozial¬

politische Fragen . Sie brachten Referate und Diskussionsreden ,
die mit trefflicher Sachbcherrschung klare Erkenntnis des gesell¬

schaftlichen Untergrundes der bekämpften Übel und zielsichcrc

Forderungen zu ihrer Milderung verbanden . An erster Stelle

muß in dieser Verbindung des wcitausgreifcnde », vorzüglichen

Referats des Genoffen Robert Schmidt über Arbeitcrschntz
und Arbciterversichernng gedacht werden . Unter besonderer

Berücksichtigung des Pfusches der Ncichsversichernngsordnung
und gestützt auf ein überaus reichhaltiges Tatsachenmaterial
hielt er eine vernichtende Abrechnung mit der Sozialpolitik des

deutschen Reiches , die an Stelle der Verstärkung des Schutzes
und der Fürsorge für die Lohnarbeitcndcn in Stadt und Land

unzulängliche Reförmchen verbunden mit Hemmungen für die

Arbeiterbewegung bringt . Es versteht sich am Rande , daß da¬

bei nicht bloß das Sündenregister der Regierung verlesen wurde ,

sondern auch das der bürgerlichen Parteien und der Gewerk¬

schaften , die an deren Gängelband cinhcrtrottcn . Erschültcrndc

Anklagen , Forderungen , die so selbstverständlich dünken , daß

ihre Nichterfüllung als ein Gemisch von Verbrechen und Wahn¬

sinn scheint , klangen aus dem Vortrag des Genossen Deich¬
mann über die Heimarbeit und das Hansarbeitsgesetz .
Seine Ausführungen wurden wirksam durch die Schilderungen
des Hcimarbeitcrclcnds in verschiedenen Gegenden und In¬

dustrien ergänzt . Beim Punkte Arbeitsnachweis und Ar¬

beitslosenversicherung zeichnete Genosse Umbreit eine der

furchtbarsten und unvermeidlichsten Folgen der kapitalistischen
Produktion : die Krise mit ihren Schrecken für die Arbeiterklasse .
Sein Referat gipfelte in der Forderung eines Neichsznschuss es zn
der Arbcitslosenunterstütznng der Gewerkschaften , die die berufenen
Träger der gesetzlichen Arbeitslosenversicherung sein müssen ;
cinzclstaatlicher und kommunaler Zuschüsse für die Übergangs¬
zeit ; gänzlichen Verbots der gewerblichen Stellenvermittlung ,
Errichtung öffentlicher , gemeinnütziger und kostenloser Arbeits¬

nachweise unter paritätischer Leitung . Was Genosse Lange als

Referent über die Stellung der Privatangestellten im

Wirtschaftsleben ausführte , erbrachte den schlüssigen Beweis ,
daß das Emporblühen eines „ neuen Mittelstandes " eine srommc
Sage ist , und daß die „Proletarier im Stehkragen " mit den

übrigen Lohnarbeitern in eine Kampfessront gehören . Die

Rücksicht ans den Raum zwingt uns zu diesen dürstigen An¬

deutungen über die sozialpolitischen Arbeiten des Gewerkschafts¬
kongresses . Wir empfehlen nicht zuletzt im Hinblick ans sie
unseren Genossinnen , das Protokoll der Dresdener Tagung
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eifrig zu studieren . Es wird ihnen für ihre Aufklärungs - und

Organisationsarbeit eine Fülle von Material und Anregungen
vermitteln .

Das gleiche gilt von den Beratungsgegenständen , welche
die wachsende Fühlung zwischen Gewerkschaften und Genossen¬

schaften bekunden und die mancherlei festen Berührungspunkte

zwischen den beiden in Helles Licht rücken , Berührungspunkte ,
die zum Teil auch wieder auf sozialpolitisches Gebiet übergreisen
und sich der Beachtung der Sozialdemokratie aufdrängen . Es

sei an die sechs Resolutionen erinnert , die das Ergebnis der

Vereinbarungen zwischenGeneralkommission und dem

Zentralverband der Konsumvereine sind . Sie legen nicht
nur die gegenseitigen Verpflichtungen der beiden Or¬

ganisationen zueinander fest , die Stellungnahme zu Boykotts
und Neugründung von Produktivgenossenschaften ,
sondern befassen sich auch mit der Stellungnahme zur Heim¬
arbeit und den Strafanstaltserzengnissen . Den stärksten
Ausdruck fand das Streben nach Zusammenwirken von Gewerk¬

schaften und Genossenschaften in dem einstimmigen Beschluß , eine

gewerkschaftlich - genossenschaftliche Unterstützungs¬

kasse zu gründen , für deren Errichtung sich eine Woche früher
der Genossenschaftstag erklärt hatte . Die Institution soll durch
die genossenschaftliche Organisation die für Millionen wertvolle

Selbsthilfe der Versicherung der privaten Ausbeutung entziehen ;
ihre Verwaltung wird Aufgabe der Genossenschaften sein , die

Werbearbeit für sie soll den Gewerkschaften zufallen . Genosse
Bauer , der sich gründlich mit der Materie vertraut gemacht
halte , entwickelte die großen Richtlinien der neuen Schöpfung .

Verzeichnet sei noch , daß die Genossinnen Baar , Hanna
und Thiede zu dem Kongreßergebnis treffliche Ausführungen

beigesteuert haben über die gewerkschaftliche Organisierung der

Arbeiterinnen und Hallsangestellten , über die Heranziehung der

Frauen zu der Agitations - und Verivaltnngsarbeit , wie über

die Notwendigkeit voller sozialpolitischer Rechte für die Arbeite¬

rinnen .

Die Dresdener Tagung ivar alles in allem eine Verkörperung
ruhiger selbstbewußter Kraft . Sie wird den geschlossenen Auf¬

marsch der Habenichtse zum Kampf fördern und beschleunigen ;

sie wird sie daran mahneu , jederzeit das Schwert geschliffen

zu halten , um der Hydra der kapitalistischen Ordnung die rasch

nachwachsenden Köpfe ihrer Übel immer ivieder aufs neue ab¬

zuschlagen und ihr schließlich den scharfen Stahl tödlich ins

Herz zu senken .

Kapitaliftische „ Sozialreform " .
in .

Niemand wird zu bestreiten ivagen , daß die Hausindustrie
die schlimmste Domäne kapitalistischer Ausbeutung bildet . Vom

zartesten Kinde bis zum hinfälligen Greis müsseil alle Hände
der Familie sich regen , um in schier endloser Arbeitszeit den

allernotwendigsten Lebensunterhalt zu erschinden . Die Gefahr
einer dauernden Gesundheitsschädigung , frühzeitiger Invalidität
ist deshalb für die heiinindustriellen Arbeiterschichten ganz be¬

sonders groß . Trotzdem sind sie nach der Reichsversicherungs -
ordnung nicht der Invaliden - und damit auch nicht der Hiuter -
bliebenenversicherung unterstellt . Den Fürsorgebedürftigsten
bleibt also die „ Fürsorge " entzogen .

Doch auch im übrigen ist bei diesem Versicherungszweig
alles beim alten geblieben : Es wird auch künflig nur denen

Rente gewährt , die den Nachweis der Invalidität erbringen
und die Wartezeit erfüllt haben . Als invalide wird betrachtet ,
wer nicht mehr ein Drittel seiner Erwerbsfähigkeit besitzt . Aus

der Tagespresse sind die Fälle bekannt , in denen elende Krüppel ,
deren Nerven zerstört waren , deren Muskeln den Dienst ver¬

sagten , mit ihren Rentenansprüchen abgewiesen wurden , weil

— sie nach Ansicht der Arzte noch ein Drittel ihrer Erwerbs¬

fähigkeit besäßen . Waren diese Unglücklichen Frauen , so hieß
es oft : sie könnten doch noch Kinderwarten und Essen kochen !

Eine unheilvolle „ Neutenquetsche " setzte seit dem Jahre 1904

ein , als der berüchtigte „ Sparerlaß " des Reichsamts des Innern

herauskam . Die Sozialdemokraten beantragten , die Invaliden¬
rente beim Verlust von 50 Prozent der Erwerbsunfähigkeit zu
gewähren , den vollen Arbeitsverdienst zu versichern und die
Renten zu erhöhen . Denn mit „ Renten " von 34' / , bis 120

Pfennig pro Tag kann natürlich niemand mit seiner Familie
existieren . Die Mehrheit lehnte alle diese Forderungen ab . Als

einzige Verbesserung wurden die Kinderrenten eingeführt . Da
aber die Invalidität meist im vorgerückten Alter eintritt —

1909 waren von 1000 Rentnern 617 über 55 Jahre alt — ,
so kommt diese Verbesserung nur einem kleinen Teil der Ver¬

sicherten zugute . Die Kinderrenten betragen ein Zehntel der

Invalidenrente für jedes Kind unter 15 Jahren , in ihrer Ge -

samtheit dürfen sie die Hälfte der Invalidenrente nicht über¬

steigen . Dieser einzigen Verbesserung steht aber eine sehr
schlimme Verböserung gegenüber . Man hat nämlich das vor¬

beugende Heilverfahren , auf welches jetzt auch die Witwen Ver¬

sicherter Anspruch haben , eingeschränkt . In Zukunft soll die

Aufsichtsbehörde darüber entscheiden , ob es eingeleitet werden

darf . Die Einleitung ist nur dann zulässig , wenn die anderen

Aufgaben der Versicherung nicht darunter leiden . Dies ist aber

nach Ansicht der Regierung nur dann der Fall , wenn nicht
mehr als 7 Prozent der Beiträge darauf verwendet werden .

Das ist viel , viel weniger als bisher für diesen segensreichen
Zweck verausgabt ward . Die Bestimmung , daß nicht mehr als

7 Prozent der Beiträge für vorbeugende Heilbehandlung reser¬
viert werden darf , sollte gesetzlich festgelegt werden . Sie ivar
in der ersten Lesung schon von der Majorität beschlossen wor¬
den . Es erhob sich aber ein solcher Entrüstnngssturm gegen
die Verschlechterung selbst von feiten der Versicherungsanstalten ,
daß die Bestimmung wieder gestrichen und in der angeführten
Weise formuliert wurde . Aber die Proletarier wissen nun , wie

diese Vorschrift jedenfalls gehaudhabt iverden wird . Dabei war

die Heilbehandlung das beste der Jnvaliditätsversicheruug .
Sicher ist es jedem tausendmal lieber , vor Invalidität bewahrt
zu werden , als bei ihrem Eintritt Rente zu erhalten . Die Vcr «

sicherungsordnung hätte die Heilbehandlung für die Versicherteil
und ihre Familien obligatorisch machen sollen , statt dessen bringt
sie eine Einschränkung . Niedergcstimmt ward ferner der sozial¬
demokratische Antrag , deil Veteranen der Arbeit vom vollendeten
65 . statt vom 70 . Jahre ab die Altersrente zu gewähren . Die

bürgerliche Heuchlersippe , die iviederholt in Resolutionen diese
Forderung erhoben und vertreteil hatte , wenn sie nicht zur Ent¬

scheidung stand , stampfte sie unter die Füße , als es galt , die

papierenen Beschlüsse in geltendes Recht zu verwandeln .

Aber der Arbciterfeindlichkeit ward die Krone aufgesetzt , als

es sich darum handelte , für die Hilfsbedürftigsten , für die

Witwen und Waisen , die feierlich versprochene Fürsorge end¬

lich durchzuführen . In Nr . 18 hat die „Gleichheit " das wesent¬
lichste zu diesem Punkte bereits ausgeführt . Wir wollen nur

noch eine kleine Nachlese halten . Gesagt ist bereits , daß nur
invalide Witwen Rente bekommen sollen , und als invalide

soll auch hier gelten , iver nicht mehr ein Drittel der Erwerbs -

sähigkeit besitzt . Die Witwenrente der invaliden Witwe setzt
sich zusammen aus : 50 Mk . Reichszuschuß und drei Zehntel des

Grundbetrags und der Steigerungssätze der Invalidenrente ,

auf die der verstorbene Ehemann Anspruch halte . Die Waisen¬
rente setzt sich zusammen bei einer Waise aus 25 Mk . Reichs¬
zuschuß und drei Zwanzigstel des Grundbetrags und der Steigs -
rnngssätze der Invalidenrente des verstorbenen Vaters . Bei

zivei und mehr Waisen bleibt der Reichszuschuß für jede Waise
der gleiche , aber der Anteil des Grundbetrags und der Stcige -
rungsjätze wird auf ein Vierzigstel reduziert . Diese Renten

sind elende Bettelpfennige , die hinter den Armcnunlerstützungen
vieler Städte zurückbleiben . Aber es kam noch schlimmer ! Im
Einführuugsgesetz wird bestimmt , daß die Steigcrungssätze ,
die auf Grund der geleisteten Beiträge bis zum Jahre 1912 zu

beanspruchen sind , nicht in Anrechnung kommen sollen , sondern
nur der Grundbetrag der ersten Klasse ( 60 Mk. ) . Alle Hinter¬
bliebenen , ganz gleich welcher Klasse der Verstorbene angehört
hat , ob der ersten oder der fünften Klasse , ob er 12 oder 36

Pfennig Wochenbeitrag zahlte , sollen also von diesen 60 Mk .
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drei Zehntel sür eine Witwe , drei Zwanzigstel siir eine und ein

Vierzigste ! für jede weitere Waise und die Neichszuschttsse haben ,

wenn sie 191S den Gatten beziehnngswcise Vater verloren .

Der Anteil der Steigernngssatze wird erst berechnet , soweit Bei¬

träge na 6) 1912 geleistet worden sind . Danach bekonimt eine

invalide Frau , die 1912 Witwe wird , 68 Mk . Jahresrcnte .
Wie „herrlich " läßt sich davon leben ! 18' / , Ps . pro Tag , 9 Pf .
bei einem und 7 Pf . bei einem zweiten Kinde . Ob es jemand

gibt , der es fertig bringt , mit diesen Pfennigen ein Kind zn er¬

nähren , zu behausen und zu bekleiden ? Doch halt ! Die

„ Rangen " können ja arbeiten , Arbeit ist das beste Erziehnngs -
mittel ! Wenn sie bei Sonnenbrand und Regenschauern Rüben

verziehen , bei der Kornernte und dem Kartoffelausnchmen fast

zusammenbrechen , wenn bei dem tödlichen Einerlei der Heim¬
arbeit ihr Geist stumpf , ihr Körper schlaff , ihr Augenlicht ge¬

schädigt wird , so übt dieses Einspannen und Ausbeuten kind¬

licher Arbeitskräfte einen „ hohen erzieherischen " Einfluß aus .

Co versichern uns wenigstens jene , die aus dieser Arbeit

blinkendes Gold münzen . Das stinkt bekanntlich nicht , ob

daran auch das Herzblut Tausender von Kindern klebt , denen

Jugend , Frohsinn , Gesundheit und geistige Regsamkeit geraubt
wurde .

Doch nicht genug , daß die bürgerliche Mehrheit der Gesetz¬

geber den Witwen und Waisen Bettelpfennige statt Reute bot ,

sie nahm ihnen noch , woraus sie bisher Anspruch hatten : die

Rückzahlung der Beiträge zur Invalidenversicherung , die bisher

erfolgte bei Frauen , die durch Heirat ausschieden aus der Vcr -

sicherungspflicht , bei Verletzten , die mehr als den 7' - fachen
Grundbetrag der Invalidenrente als Unfallrente erhielten , und

beim Ableben Versicherter . Eine Witwe konnte danach bisher
90 bis 190 Mk . geleisteter Beiträge ihres Mannes bei deiien

Tode zurückgezahlt bekommen und damit der schlimmsten angcn -

blicklichen Not steuern . Jetzt erhält sie nichts . Die Beiträge
aber wurden um 2 bis 12 Pf . pro Woche erhöht . Das bringt
jährlich 56 Millionen ein . 10 Millionen ungefähr sind an Bei¬

trägen jetzt zurückzubehalten . Die Arbeiterfamilien zahlen nnd

zahlen , aber — die Waisen erhalten „ Renten " , die kaum zum

Frühstück reichen , 99 Prozent der Witwen erhalten nichts und

invalide Witwen kaum so viel , als die Jahresmicte in den

kleinsten Orten ausmacht . Das heißt : „Hinterbliebenenfür¬
sorge " ! Die Verteuerung des Brotes durch die Wucherzölle ver¬

schlingt in einer sechsköpfigen Familie , was invalide Witwen

an Rente bekomnien . — Nur wenn die Frauen , trotzdem sie
nicht oder nicht mehr versicherungspflichtig sind , zur Invaliden¬
versicherung weiter zahlen und damit die Anwartschaft auf
eigene Invalidenrente aufrecht erhalten , haben sie , ohne in¬

valide zn sein , beim Ableben ihres Mannes einen Anspruch auf
Witwengeld . Dies Witwengeld ist eine einmalige Leistung
und ist nicht höher als die Witwenrente eines Jahres , also
1912 gleich 68 Mk . , imnier noch weit weniger , als wenn der

Frau die Beiträge ihres Mannes zurückgezahlt würden . Die

Waisenaussteuer , die bei der Schulentlassung erfolgt , wenn

die Mutter jahrelang ohne Zwang ihre Beiträge fortzahlte ,
besteht jedoch nur in dem achtfachen Monatsbetrag der Waisen¬
rente , beträgt also zirka 22 Mk .

Unter hochtönenden Namen reicht man also den Ärmsten
Bettelpfennige , mit denen sie nicht einmal die äußerste Not zu
bannen vermögen . Und auch das Erreichte ward von der

Sozialdemokratie nur durchgesetzt im harten , zähen Ringen .
Vereint traten die Vertreter des Besitzes kaltlächelnd die Inter¬
essen der Besitzlosen mit Füßen . Anch auf diesem Gebiet gibt
es für uns nur ein Vorwärts aus eigener Kraft . Der Zorncs -
schrei der Betrogenen muß zum Kampfesruf der Euterblen

werden , um jene Mächte niederzuzwingen , denen Menschen¬
leben nichts , der Besitz alles gilt : den Kapitalismus .

Luise Zietz .

Bcrichtignng : In Nr . 20 ist im Artikel Kapitalistische
„ Sozialreform " versehentlich ein Name ausgefallen . Es muß
heißen vr . Schröder - Kaffel und nicht vr . . Kassel.

„ Harmonie der Interessen . "
Ein Kapitel praktischer Nationalökonomie .

Von ZuUan Borchardt .

Großes Geschrei machten die Agrarier vor einiger Zeit wegen
der Überschwemmung Deutschlands mit ausländischen Wertpa¬

pieren . Das Geld , das die deutschen Kapitalisten dafür aus

Auslaich geben , sollte lieber im Lande bleiben und die heimische
Arbeit „befruchten " . Dieser Lärm hat eine bürgerliche Finanz¬
zeitschrist , die „ Monatshefte für Finanz - und Bankwesen " ,
veranlaßt , einmal die Frage etwas gründlicher zu untersuchen ,
warum das Kapital ins Ausland geht und ob seine Auswan¬

derung nützlich oder schädlich sei. Die Ergebniffe , zu denen

das bürgerliche Blatt gelangt , sind zwar nicht durchweg richtig ,
aber für uns Sozialdemokraten äußerst bemerkenswert , weil sie
eines der beliebtesten Argumente bürgerlicher Wortführer gegen
die Sozialdemokratie , nämlich die berühmte Lehre von der Har¬
monie der Interessen zwischen Kapital und Arbeit in Helles

Licht sehen .
Die „ Monatshefte für Finanz - und Ba. . kwesen " vergleichen

die Ausfuhr von Kapital in Frankreich , England und Deutsch¬
land . In Frankreich , so meinen sie, sei man geradezu ge¬

zwungen , das Kapital aus Ausland wegzugeben , weil im Lande

gar keine Möglichkeit gegeben sei, es anzulegen , lind zwar aus

zwei Gründen . Erstens fehle es an den wichtigsten Rohstoffen ,
Kohle und Erz , zweitens aber an Arbeitskräften . Bekanntlich

vermehrt sich die Bevölkerung in Frankreich sehr langsam , faü

gar nicht . Das Kapital dagegen nimmt von Jahr zn Jahr
um ungefähr 5000 Millionen Franken zu . Wenn diese 5000

Millionen Franken Jahr für Jahr im Lande zur Erweiterung
bestehender oder zur Schaffung neuer Unternehmungen ver¬

wendet würden , so wächst damit die Nachfrage nach Arbeits¬

kräften , die aber nicht befriedigt werden kann , weil es an

Menschen fehlt . So hat die vermehrte Nachfrage ( immer nach
der Meinung des bürgerlichen Blatte ? , wohlverstanden ) lediglich
die Wirkung , die Lohnforderungen der Arbeiter zu steigern . „ Und
da die Industrie diese Forderungen mit Rücksicht auf die Kon¬

kurrenz des günstiger gestellten Auslandes nicht bewilligen kann s!),
so kommt es zn Streiks und Sabotage . Das Mißverhältnis
zwischen dem ständig zunehmenden Kapital und der dauernd

gleichbleibenden Summe an Arbeitskrast bewirkt , daß die Kämpfe
zwischen Unternehmern und Arbeitern nirgends mit solcher Er¬

bitterung und mit so wenig Aussicht auf Erfolg für das Kapital
geführt werden wie in Frankreich . . . . Es ist also nicht Laune ,

auch nicht angeborene Bequemlichkeit oder Hang zum Rentncr -

tum , was das fremde Kapital der heimischen Industrie ent¬

fremdet , sondern die Ungunst der Erwerbsbedingnngen zwingt
das Kapital , nach lohnender Betätigung außerhalb der Landcs -

grenzen zn suchen . "
Tie Tragweite schon dieser Äußerungen wird erst richtig

crmessen , wenn man sie mir der Lehre von der Harmonie der

Interessen zusammenstellt . Diese besagt ungefähr folgendes :
daß die Kapitalisten ein großes Interesse au hohen und stei¬
genden Profiten haben , ist selbstverständlich ; aber das gleiche
Interesse haben die Arbeiter auch . Denn die Kapitalisten können

nicht den ganzen Profit verzehren , ein Teil bleibt immer übrig ;
und je größer der Profit , desto größer dieser übrig bleibende

Teil . Was nun machen die Kapitalisten mit ihm ? Sic können

gar nichts anderes damit anfangen , als ihn wieder in irgend
einer Weise zur Beschäftigung von Arbeitern verwenden : ent¬

weder neue Fabriken zu gründen oder die bestehenden zu vcr

größern und auszubauen . Folglich muß mit steigendem Profit
auch stets die Nachfrage nach Arbeitskräften zunehmen , und

dies muß natürlich die Löhne steigern . Somit kann den Ar¬

beitern eines Landes gar nichts Besseres passieren , als daß die

Kapitalisten ihres Landes recht große und immer noch größere
Profite einheimsen . So die bürgerliche Theorie , und hier haben
wir nun einmal die Probe anfs Exempel , ein Stück kapitalistischer
Praxis . In Frankreich , so hören wir , nimmt das Kapital
jedes Jahr um die riesige Summe von 5000 Millionen Franken
zu . Dies ist , wohlverstanden , der Betrag , den die französischeu
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Kapitalisten von ihrem Mehrwert rein erübrigen , nachdem
sie alle erdenklichen Luxnsbcdnrfnisse befriedigt und auch noch
alle die Ausgaben gemacht haben , die snr Instandhaltung ihrer

Unternehmungen nötig sind . Nun treten die für die Arbeiter

angeblich so wohltätigen Folgen ein , die Arbeiter verlangen
den höheren Lohn , ihren Anteil an dem Milliardensegen . Aber

kriegen sie ihn auch ? — Ja , prosit die Mahlzeit ! Im Traum

denken die Kapitalisten nicht daran , lieber geben sie das Kapital
ins Ausland und — entrüsten sich onsterdem noch über den

Mangel an „ Nationalgefühl " bei den Arbeitern ! Tie „ können "

ja die Löhne nicht aufbessern , diese armen Kapitalisten ! Und

warum nicht ? „ Mir Rücksicht auf die Konkurrenz de- ? Aus¬

landes . " Also verstärken sie lieber mit ihrem Gelde diese Kon¬

kurrenz des Auslandes noch , ehe sie den heimischen Arbeitern ,
den Volksgenossen , etwas davon zukommen lassen .

Aber iveitcr . Ter ganze jährliche Kapitalznwachs wird auch
von Frankreich aus nicht ins Ausland geschickt . Ein kleiner

Teil bleibt im Lande . Aber auch er , so schreiben die Monats¬

hefte weiter , „läßt sich nur dadurch hallen , daß man den fremden
Wettbewerb durch hohe Zölle ausschaltet " . Mit anderen

Worten : die Berufung ans die Konkurrenz des Auslandes ist
Flunkerei . Tenn die ist ja durch hohe Zölle „ausgeschaltet " .
Diese hohen Zölle würden selbstverständlich auch eine erweiterte

Industrie schuhen . Die Kapitalisten geben das Geld nur des¬

halb ins Ausland , weil es ihnen dort größeren Mehrivert bringt ,
als wenn sie die heimischen Arbeiter zu höheren Löhnen beschäf¬
tigen . And die Folge für die Arbeiter ist : höhere Löhne kriegen
sie nicht , oder doch wenigstens nur durch erbitterte Lohnkämpfe ,

ihr Lebensunterhalt aber wird ihnen durch hohe Zölle noch

besonders verteuert . Tie iveitcre Folge ist, daß auch die Zinsen

für das im Ausland angelegte Geld nicht in der Form von

Waren wieder nach Frankreich hereinftrömcn , sondern in der

Form von Geld im Ausland bleiben und dort wiederum an¬

gelegt werden , also die aasläudische Konturrenz immer noch

mehr verstärken .
Gehen wir zu England über . Auch dort wirkt , nach An¬

gabe der Monatshefte , die Akkumulation ( Anhaufnug » des Ka¬

pitals in der gleichen Weise . Zwar ist dort au Rohstoffen wie

an Arbeitskräffcn kein Mangel , aber „ die Zniiahme an arbei¬

tenden Händen ist nicht entfernt so groß wie die Znnahme au

Kapital " . Es müßte also auch dort der Segen , den die bürger¬

liche Harmonielehre den Arbeitern verspricht , nicht ausbleibeu .

Jedoch , was geschieht ? — „ Jede erhebliche Lohnstcigcrung führt

zu technischen Fortschritten und zu einem Ersah menschlicher

Kraft durch mechanische straft , waS dann wieder ans den

Lohn drückt . " Dieser Sah des bürgerlichen Blattes ist eine

blanke Bestätigung der Marxscheu Lehre von der Aktnmnlation

des Kapitals , welche den Wahn von der Harmonie der Inter¬
essen schlagend widerlegt . Sie besagt im wesentlichen das Fol¬
gende :

Wohl ist es richlig , daß die Akkumulation " an und für sich
die Nachfrage nach Arbeitern vergrößern und damit den Lohn

steigern müßte . Aber auch in den seltenen Fällen , wo dies

wirklich eintritt , kann es nicht von Dauer sein , weil ja gerade
durch die Steigerung des Lohnes der Mehrivert ( Profit ) wieder

verringert , mithin die Akkumulation verlangsamt wird . Die

Nachfrage nach Arbeitern muß also in solchem Falle ganz von

selbst wieder abnehmen . Doch selbst in dieser abgeschwächten
Form kann die Steigerung der Nachfrage nur ansnahmsweise
eintreten , w« ül durch die Akkumulation ohne weiteres die Pro¬
duktivität gesteigert wird . Betrachten wir die wirtschaft¬
liche Entwicklung mindestens in den Jahrhunderten seit Beginn
des Kapitalismus , so ist eine unaufhörliche Sleigernng der

Produktivität ( Ergiebigkeit ) der Arbeit scstzustelleu . In unnnter -

brochcnem Fortschrilt ist es geinngen , das gleiche und selbst ein

vergrößertes Arbeitsresultat mit immer weniger Arbeit zu

erzielen . Das Mittel aber , welches dieses Ergebnis zustande

" Mit diesem Ausdruck , der an sich nur „ Anhäufung " dedeutct , wird
in der Wissenschaft eben der Vorgang bezeichnet , um den es sich hier handelt ,
nämlich die Anhäufung von Mehrwert zu Kapital , die Vermehrung des
Kapitals durch angchniislm Mehrwert .

brachte , war die ständig fortschreitende Konzentration ( Zusammen -
ballnug » immer größerer Kapitalmasscn . Wird nun durch Akku¬

mulation da . S Kapital größer , so wird eben dadurch die Arbeit

produktiver . Das bedeutet aber : zur Bearbeitung der Roh¬
stoffe , Maschinen usw . sind weniger Arbeiter nötig als zuvor :
die Nachfrage nach Arbeitern nimmt nicht zu , wie es die erste
oberflächliche Betrachtung zu zeigen schien ; sie muß ini Gegen¬
teil gerade durch die fortgesehte Alkuinulaliou sinken , die Löhne
verringern und sogar Arbeitslosigkeit hervorrufen .

So sagt die Marxsche Theorie . Und nun kommeu die

kapitalistischen Monatshefte und liefern den Beweis dazu aus

der Praxis . Denn was bedeutet der „technische Fortschritt " ,
was bedeutet der „ Ersah menschlicher Kraft durch mechanische
straft " anderes , als daß die nienschtiche Arbeit produktiver ge¬
worden und daß deshalb weniger Arbeiler dem Kapital genügen ?

Hören wir mm zum Schluß noch , was die Monatshefle
über Deutschland zu sagen wissen . ( Schluß folgt . )

Genoffenschaften und Arbeiterbewegung .
Seit Jahren schon leidet die Arbeiterschaft mtter der drückend¬

sten Verteuerung der notwendigen Lebens - und Bedarfsartikel ,
den steigenden Wohnmigsmieten und dcn erhöhten Berpsiich -
lnngen , die ihr der Staat in Form von direkten Stenern auf¬
erlegt . Tie wachsende Verteuerung der Lebenshaltung verschlingt
die Lohnerhöhungen , die durchzusehen dcn Arbeitern da und

dort möglich war . Was die Arbeiter im schweren Lohnkämpf
errungen , ist lange , lange vorher schon in die weiten Taschen
der Lebensmittelvertenerer gestossen . Statt einer Verbesserung
der Lebenshallung der breiten Massen durch erhöhte Arbeits¬

löhne müssen wir ihre Verschlechterung befürchten , ein Znrück -
gleiten in scheinbar überwundene Elendszeitcn .

Es bedurfte glücklicherweise nicht erst der krassen Verteuerung
der Lebensmittel in den letzten Jahren , lim die Arbeiterklasse
ertennen zu lasse », daß sie in den Konsumvereinen eine wirk¬

same Waffe in der Hand habe gegen die schier endlosen Preis¬
treibereien der großen und kleinen Händler . Seit Jahrzehnten
schon organisierte sich ein Teil des Proletariats als Konsument
in Kousumvcreineu . Aber erst die letzten Jahre mit ihrer schweren
wirtschastlicheu Not lassen den Gedanken der Kousmneuteu -
organisatiou auch in den großen Massen Fuß fasse ». Immer
mehr Arbeiter schließen sich den Kousumvereiueu an , die dadurch
zu eiucm Machlfaktor im Wirtschastskampf werden , der — den

Interessen der organisierten Arbeirerklasse angepaßt — geeignet
ist , dem Proletariat nicht zu unterschätzcude Vorteile zu vermitteln .

In einer kürzlich erschienenen Broschüre * zeigt Hermann
Fleißner dcn Werdegang und die Aufgaben der Arbeiter -

konsnmvereine .
Die scharfe Scheidung der Gesellschaft in Klassen als Aus¬

fluß der Gegensätze zwischen Kapital lind Arbeit führt auch in

dcn Koiisuiilverciuen zu einer immer deutlicher hervorlretenden
Trennung zivischen den Konsumentenorgamsiltionen des Prole¬
tariats und denen des Mittelstandes . Die Staatsgewaltigen
Habel » diese Tatsache erkannt und auf ihre Weise verwertet .

Jene Konsumvereine , deren Mitglieder voriviegend der Arbeiter¬

klasse oder dein schlechtgestellten Mittelstand angehören , werden

als „sozialistisch " denunziert , ivas nach dem Genosscnschaftsgcsetz
die Beschlildigung bedeutet , daß sie sich ungesetzlich betätigen .
Zwar wurde wegen dieses Vorwurfes »och kein Ärbeilerkonsmn -
verein aufgelöst — ein schlagender Beweis dafür , daß diesen

Geiiosscilschafteil jede politische Tätigkeit ferne liegt — , doch

nahmen ihil die Behörden vielfach zum Anlaß , ihren Aiigestellten
und derell Frauen den Beitritt zu solchen Konsiiinenlenvereiiii -
gnngen zu verbieten . Doch darauf allein beschränkt sich die für¬

sorgliche Tätigkeit der Staalsgcwaltigcn nicht ! Durch ungerechte

Soilderbestcueriing , zum Beispiel durch Einführnng der

Umsatzsteuer , der Wareuhaussteuer usiv . , werden die Ar -

" Hermann Flcißner , Gcnosieilschasicn und Arbeiterbewegunz . Vec -

lag von Kaden Lc To. Dresden »all . Preis 1 M.
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bciterkonsumvercine materiell geschwächt . Ja , in Sachsen scheut
man nicht einmal davor zurnck , die den Mitgliedern ausbezahlte

„ Dividende " als Einkommen der Besteuerung zu unterwerfen .
Die herrschenden Klassen sind sich nicht im Zweifel darüber ,

welch eine Macht die Proletarier als organisierte Konsumenten

repräsentieren . Und darum suchen sie auch die Arbeiterkonsum -
vereine durch Ausnahmegesetze zu schwächen oder — wo dies

nicht möglich ist — unter ihre Herrschaft zu bringen . Aus einem

Kampfmittel der Arbeiterklasse in ihrem Streite um Erringung
besserer Lebensbedingungen soll die Konsumvcreinsbewegung ein

Mittel werden , die Arbeiter vom politischen Leben abzu¬
lenken . Damit aber wäre das Gegenteil von dein geschaffen ,
was das Proletariat von der Konsumentenorganisation erhofft .
Denn „ ohne den Einfluß der Ideen der modernen Arbeitcr -

bcivcgung könnten die Konsumvereine ein großer Hemmschuh
des Klassenkampfes werden " . Dies zu verhindern , ist die Aus¬
gabe der organisierten Proletarier . Schon jetzt stehen Tanscndc
und aber Tausende sozialistisch gesinnte Arbeiter in den Konsum¬
vereinen . Insgesamt zählte man 1908 in Deutschland nicht
weniger als 1' / , Millionen Konsumvcreinsmitglieder . Der

Zentralverband , der zwei Drittel aller Vereine umfaßt , zählte
1909 bereits 1058142 Mitglieder , von denen fast 800000 der

Arbeiterklasse angehörten . Der Jahresumsatz des Verbandes

betrug 382006000 Mk . , darunter 53 ' / - Millionen eigene
Produktion . Und jedes neue Mitglied ans unseren Reihen
trägt dazu bei , den stolzen Bau zu erweitern , die Kraft der

Konsumvereine zu stärken ! Darum soll jeder Arbeiter und jede
Arbeiterfrau es sich zur Pflicht machen , neben der Partei -
nnd der Gewerkschaftsorganisation auch dem Konsum¬
verein anzugehören und dort — eingedenk der Resolution des

letzten Parteitags — in sozialistischem Sinne zu wirken . Allen

jenen , die der Partei - und der Konsnmvereinsbcwegung
dienen wollen , sei die vorzügliche Broschüre Fleißners zur
eifrigen Lektüre empfohlen . Seine Ausführungen über die Stel¬

lung der sozialistischen Partei zu den Konsumvereinen wird

hoffentlich auch bei den Anhängern der „ neutralen " Richtung
ihre Wirkung nicht verfehle ». b. ä.

Vom ersten Kongreß des Frauenbundes
in Italien .

I. x . In Italien ist es Gepflogenheit geworden , jede nationale
oder internationale Ausstellung , die eine Ermäßigung der Reise¬
kosten und vielerlei Vergnügungen mit sich bringt , mit allerhand
Kongressen zu verbinden . Ost wird dann dabei die Beteiligung an
einem Kongreß zum Vorwand , der Besuch der Stadt und Aus¬

stellung mit ihren Sehenswürdigkeiten zum Hauptzweck . Diese Ge¬

pflogenheit ist wohl nicht ohne Einfluß auf die Einberufnng des

ersten Kongresses gewesen , den der „ Frauenbund " vom 24 . bis
28 . Juni in Rom abgehalten hat . Den » diese Tagung entsprach
durchaus keinem Bedürfnis , sie war auch nichts weniger als plan¬
mäßig vorbereitet und hat keine zielbewußte Arbeit geleistet . Die

einzelnen Referate wurden ohne weitausgreifende , tiefschürfende
Diskussion aufgenommen und vom Präsidium mit stereotypen
Redensarten gebilligt und gelobt ; der mehr oder weniger lebhafte
Meinungsaustausch , der sich um einzelne Punkte einzelner Reso¬
lutionen drehte , blieb an der Oberfläche und ging nicht auf den
Kern der Fragen ein .

Der Kongreß spiegelte vor allem die Schwäche des Klassen¬
bewußtseins und damit die mangelnde Organisation der verschiedenen
weiblichen Bevölkerungsschichten Italiens wider , und gerade des¬
halb meinen wir , daß er unsere deutschen Genossinnen interessieren
wird . Als Beweis für unsere obige Behauptung sei ein Umstand
angeführt . Der „ Frauenbund " besteht bereits seit zwölf Jahren ,
hatte aber erst jetzt — man ist versucht zu sagen zufällig — dar¬
über zu entscheiden , ob er seinem Wesen und seinen Zielen nach
„politisch oder apolitisch " �unpolitisch ) sein müsse , wobei diese Frage
selbst rein äußerlich , ohne jedes geschichtliche Verständnis behandelt
und die Politik als gefährlich erklärt wurde , weil ihre Erwähnung
auf viele Elemente „abschreckend und abstoßend wirken könnte " .
Der nämliche Kongreß aber , der für den „ Frauenbund " die Politik
verpönt , erklärt sich für eine Reform , die nur durch den politischen
Kampf errungen werden kann : für die Abschaffung des Religions¬

unterrichts in den öffentlichen Schulen , gegen die nur die beiden

eingefleischtesten Reaktionärinnen sprachen und stimmten , die Grä¬

finnen Lucifero und Spaleti . Natürlich wurde in der Diskussion
kein Wort gesagt von dem Zusammenhang , der zwischen den ge¬

sellschaftlichen Verhältnissen und den religiösen Bedürfnissen , Auf¬

fassungen und Vorurteilen der Menschen besteht . Ebensowenig
redeten die tagenden Damen vom Klassencharakter des religiösen
Unterrichts in den Volksschulen oder von einer Weltanschauung ,
die die Kinder des Volkes zu freien , selbstbewußten Menschen und

Gliedern der Gesellschaft erziehen soll .

Noch ein anderer Beweis dafür , daß die weibliche Bevölkerung

Italiens eines starken , klaren Klassenbewußtseins ermangelt und

damit auch der sestumgreuzten geschichtlichen Aussassung der sozialen

Zeit - und Streitfragen . Sozialistinnen nahmen an dem Kongreß
teil und beteiligten sich mit großem Eifer an den Debatten , ohne
dabei mit aller Schärfe die Trcnnungslinien zwischen der bürger¬

lichen und sozialistischen Betrachtung der gesellschaftlichen Probleme

zu ziehen . In dieser Tatsache kommt freilich auch noch mehr zum
Ausdruck , daß eS der sozialistischen Bewegung in Italien auch

an grundsätzlicher Klarheit im allgemeinen fehlt und an einer kon -

seguentcn theoretischenTurcharbeitungderFrauenfrage im besonderen .

Diese Schwäche wurde auf dem Kongreß dadurch unterstriche », daß
ein Vertreter der römischen Arbeiterkammer die Damen in einer

feurigen , hinreißenden Rede davon zu überzeugen suchte , wie herr¬

lich es wäre , wenn die Bevorrechteten den Enterbten durch Wort

und Tat den Weg der Organisation ebne » würden . Solauge die

Verhältnisse die Predigt so konfuser und naiver Ideen zulassen ,
werden die bürgerlichen Damen nicht zu einer unzweideutigen Er¬

kenntnis ihrer Klassenlage kommen , weil sie nicht gezwungen sind ,

ihre phrasengeschwollenen Gemeinplätze gegen eine klare , festge¬

schlossene grundsätzliche Auffassung verteidigen zu müssen . So konnte

der Kongreß von allgemeinen Redensarten beherrscht werden , und

er ist in der Folge hinter dem Kongreß des Frauenstimmrechts¬
verbandes zurückgebliebe », der vor etlichen Jahren in Rom getagt

hat . Auf diesem handelte es sich um eine Stellungnahme zu be¬

stimmten konkreten Fragen , hier dagegen um altgemeine Ansichten
und Behauptungen . „ Wer Politik treiben will , der mag in den

Jrauenstimmrechtsverband eintreten, " so erklärten die jüngst tagen¬
den Frauenrechtlerinnen , „ unsere besondere Aufgabe ist es , Frieden
und Liebe zu verbreiten . " Das Statut des „ Franenbnndes " ( �S8ooin -

mono per le vonne ) ist dieser Anschauung der Dinge entsprechend

unbestimmt , ja nichtssagend . Es erklärt als Ziel der Organisation :
„a . Eine Bewegung ins Leben zu rufen zum Studium der sozialen

Stellung des weiblichen Geschlechts in der Vergangenheit und Zu -

kunsl und zur Herbeiführung der Reformen , auf die die Frau ein

Recht hat . d. Gesetzlich zulässige Mittel zu gebrauchen , damit sich
überall Verbesserungen in der Lage der Frau durchsetzen . "

Trotz alledem kann sich auch die sanfte und unklare bürgerliche

Frauenbewegung Italiens nicht ganz dein Hauche des modernen

Lebens mit seinen Forderungen und Kämpfen entziehen . Obgleich
die „Politik " als Fricdensstörerin in die Ecke verwiesen wurde ;

obgleich die Damen sich nicht mit dem sozialen Inhalt ihrer Be¬

strebungen auseinandersetzte »; obgleich es ihnen an einem unzwei¬

deutigen Programm fehlte ; obgleich ebensowenig wie sie die Ver¬

treterinnen proletarischer Fraueninteressen von einer einheitlichen

prinzipiellen Aussassung geleitet waren : kam es doch zu charakte¬

ristischen Zwischenfälle » , die die unüberbrückbare Kluft erkennen

ließen , welche zwischen den bürgerlichen Frauenrechtlerinnen und

den Sozialistinnen liegt . Allerdings haben solche Episoden nicht
verhindert , . daß schließlich „versöhnliche " , nichtssagende Resolutionen

zur Annahme gelangten . Bemerkt sei übrigens , daß die am Kon¬

greß teilnehmenden Sozialistinnen nicht als Vertreterinnen der

Partei oder proletarischer Organisationen dort anwesend waren .
Es verdient Erwähnung , daß die bürgerliche Presse sie ob ihrer
Beteiligung gebührend belobt und als praktische und selbstlose
Kämpferinnen , die dem Volke wirklich nützen , in Gegensatz zu jenen
Genossinnen gestellt hat , „die keine praktische Arbeit " leisten .

Sehen wir uns die gerühmte „praktische Arbeit " des Kongresses
kurz an ! Die Tagesordnung war viel zu reichhaltig , als daß eine

gründliche Behandlung der einzelnen Fragen möglich gewesen wäre .
Wir heben davon die folgenden hervor : Weibliche Fabrikinspektorsn ,
die Frau in der Sittenpolizei , die wirtschaftliche Gleichstellung der

Lehrer und Lehrerinnen . Petition betreffend die Nachforschung nach
der Vaterschaft und den Schutz verwahrloster Kinder . Ehescheidung ,
Lösbarkeit und Nichtlösbarkeit der Ehe . Projekt einer Gewerbc -
und Kunstschule für Mädchen aus dem Bürgertum usw . Unsere
Leserinnen werden nicht ohne Heiterkeit vernehmen , daß auf der

Tagesordnung auch ein Bericht des Vereins „ Für die Höflichkeit "
stand . Diese gewiß gutgemeinte , aber harmlose Organisation ver -
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folgt den Zweck , Grobheit und schlechte Manieren aus der Welt

zu schaffen .
Der Kongreß — an dem viele Lehrerinnen teilnahmen — sprach

sich für die Anstellung von Fabrikinspektorinnen und Polizeiassi¬
stentinnen aus , ebenso forderte er die Gleichstellung der Lehrer und

Lehrerinnen im Gehalt , dem Grundsatz gemäß : für gleiche Leistung
gleichen Lohn . Ohne gründliche Erörterung und recht platonisch
billigte er das Referat der Genossin Bizzari , das darauf hinaus¬
lief , den gewerkschaftlichen Frauenorganisationen müsse mehr Zeit
und Aufmerksamkeit gewidmet werden . Ebenso stimmte er aber auch
einem Antrag zu , der die Errichtung eines Volkssekretariats für
Frauen verlangt , das alle Stände vereinigen und auch mit Wohl -
lätigkeitseinrichtungen verquickt sein soll . Interessant und eingehend
behandelte Or . Valeria Benetti die „Nachforschung nach der Vater¬

schaft " und „ Lösbarkeit und Unlösbarkeit der Ehe " . Beide Referate
gipfelten darin , daß die juristische Stellung der Frau im Familien -
recht und das ganze Familienrecht selbst nach einer radikalen Um¬

gestaltung verlangen . Leider aber beschränkten sie sich auf die

juristische Seite der Fragen , die Vortragende , eine gebildete und

gewissenhafte Juristin , ließ den sozialen Untergrund völlig außer

acht und zog nicht einmal Erscheinungen so auffälliger Art wie

die moderne kapitalistische Großindustrie und die Erwerbsarbeit

der Frauen in den Kreis ihrer Erörterungen , Erscheinungen , ohne
deren Zergliederung nach Ursache und Wirkung doch die Notwendig -
teit einer durchgreifenden Reform des Familienrechts nicht über¬

zeugend nachgewiesen werden kann .
In Verbindung mit dem Kongreß traten die Mitglieder des

Fra uenstimmrechtskomitecs zu einer besonderen Sitzung zu¬
sammen . Auch sie trug das Gepräge der Unklarheit und Prinzipien¬

losigkeit . Die Frauenrechtlerin Or . Teresa Labriola vertrat einen

ausgesprochen individualistischen Standpunkt . Nicht als Klasse , nicht
als Erwerbstätige , nicht als Arbeiterinnen , sondern als Einzel¬

persönlichkeiten fordern wir das Wahlrecht . Dies der Kern ihrer

Ausführungen . Die Sozialistin Linda Maluati empfahl ihrerseits

zur Frauenwahlrechtsfrage die Resolution Kulischofs , wie sie der

Gewerkschaftskongreß nach der Begründung durch Genossin Gora an¬

genommen hat ( Str . 19 der „Gleichheit " ) . Unter allgemeiner Kon¬

fusion — auch Nichtmitglicdsr des Frauenwahlrechtskomitees » ahmen
an der Abstimmung teil — gelaugte die nachstehende Resolution

zur Annahme : „ Da unter den Anwesende » allgemeine ltberein -

stimmung darüber herrscht , daß das Frauenwahlrecht eingeführt
werden muß , soll eine entsprechende Petition an das Parlament

gesendet werden und sind sofort Vorträge und Versammlungen zu¬

gunsten des Frauenwahlrechts zu veranstalten . " Die Sitzung wurde

von einem Mitglied der italienischen Kammer geleitet , Herrn Milani ,

der sich als begeisterter Verfechter des Frauenwahlrechts vorstellte

und unter dem Beifall der tagenden Frauenrechtlerinnen von der

weiblichen Persönlichkeit und der Notwendigkeit ihrer Befreiung
sprach , für die stets unentwegt zu kämpfen der Herr verhieß . Setzen
wir zur richtigen Würdigung dieser Verheißung den tönenden Worten

reale Tatsachen gegenüber . Herr Milani ist Besitzer der Papier¬
fabriken in Fabriano — der Ort ist seit dem Mittelalter der
Sitz einer berühmten Papierfabrikalion — und beutet hier die

weiblichen Arbeitskräfte ohne jede Rücksicht auf die „ weibliche Per¬
sönlichkeit " aus , von der sie untrennbar sind . Die Lumpensortiere -
rinnen , die diesen selbstlosen Kämpen für das Frauenwahlrecht , für
die weibliche Persönlichkeit bereichern dürfen und bereichern müssen ,

erhalten etwa « 0 Pf . pro Tag , wofür sie außer einer leiblich und

geistig abgerackerten und ausgeschundenen Persönlichkeit noch giftige
jrrankheitskeime »ach Hause bringen . Wird der Schwärmer für das

Recht der weiblichen Persönlichkeit wohl auch das Recht der Per -
jönlichkeit seiner Lohnsklavinnen anerkennen , wenn diese eines Tags
für Verkürzung der Arbeitszeit und Lohnerhöhung kämpfen s . . .

Erfahrungen , die unausbleiblich sind , sobald die Frauenrechtelei
aus dem lustigen Reich schönklingender Redensarten auf den harten ,
aber festen Boden wirklich praktischer Arbeit und damit konkreter

Verhältnisse tritt , werden auch in Italien lehren , daß die Beteili¬

gung von Genossinnen an bürgerlichen Kongressen zun , mindesten
einen Zeitverlust bedeutet . Auch hier muß sich die Erkenntnis durch¬
ringen , daß die Sozialistinnen nicht mit den bürgerlichen „ Schwestern "
zusammenarbeiten können , und daß innerhalb der Frauenbewegung
eine reinliche Klassenscheidung not tut , die die Kraft aller Genossinnen
auf die Arbeit und den Kamps für den Sozialismus konzentriert .

_ Angelika Balabanoff .

Für und wider das Frauenwahlrecht .
Wie sich die Sozialdemokratie und wie sich das Zentrum zum

Frauenwahlrecht stellt , das haben »vir bereits nach den Verhand¬

lungen des preußischen Abgeordnetenhauses über die Petition des

Preußischen Landesvereins für Frauenstimmrecht mitgeteilt . Wir

lassen nun die wesentlichen Ausführungen von hüben und drüben

folgen .
Genosse Leinert setzte die Feinde des gleichen Wahlrechts in

Preußen auf das Armesünderbänkchen . Gegen die Petitionskom¬

mission , welche die Eingabe der Frauenrechtlerinnen nichtachtend ,
wie eine Bagatelle behandelt hatte , sagte er unter anderem zur

Begründung der Forderung vollen Bürgerrechts für das weibliche

Geschlecht : „ Es ist sehr eigenartig , daß die Kommission die Peti¬
tion des Preußischen Landesvereins für Frauenstimmrecht in Berlin

gar nicht materiell behandelt hat , sondern nur formell darüber

hingegangen ist , und zwar mit der Begründung , daß man schon
1909 Übergang zur Tagesordnung beschlossen habe , daß im Jahre
1919 die Wahlrechtsvorlage eingebracht sei , und daß die politischen
Verhältnisse sich nicht geändert hätten ; darum sei der Übergang
zur Tagesordnung gerechtfertigt . ( Hört , hört ! bei den Sozialdemo¬
kraten . ) Das entspricht durchaus nicht der Bedeutung des Gegen¬
standes , es wäre notwendig , daß die Kommission materiell darauf
eingegangen wäre . ( Sehr wahr ! bei den Sozialdemokraten . )

Verschiedene Staaten haben schon das politische Wahlrecht für
die Frauen . Ich will nicht nur an die verschiedenen amerikanischen
Staaten erinnern : in Norwegen haben die Frauen das Wahlrecht

seit 1997 , in Dänemark besteht das kommunale Wahlrecht für Frauen ,
und wir haben doch in Preußen die Bestimmung , daß die grnnd -

besitzenden Frauen in den Landgemeinden das Stimmrecht besitzen ,
es aber nicht selber ausüben dürfen . Außerdem haben wir in der

Sozialgesetzgebung bei der Kranken - und Unfallversicherung das

Wahlrecht der Frauen in derselben Weise wie für die Männer . Es

ist auch seinerzeit vom Zentrum beantragt worden , das Wahlrecht

zum Gewerbegericht für Frauen ebenfalls mit einzuführen . Außer -
dem ist die Berufstätigkeit der Frauen derartig gewachsen , daß es

wirklich notwendig gewesen wäre , zu untersuchen , ob denn nicht
in Anbetracht der Bedeutung , die die Erwerbstätigkeit der Frau

gewonnen hat , nun auch der Frau das politische Wahlrecht ge¬
währt werden soll . Die Berufszählung hat ergeben , daß in Preußen
insgesamt S762S30 Frauen im Hauptberuf erwerbstätig sind unter
13938389 überhaupt hauptberuflich erwerbstätigen Personen . ( Hört ,
hört ! bei den Sozialdemokraten . ) Also fast ein Drittel der Erwerbs¬

tätige » sind Frauen . Wenn man daher über die Ansprüche , die
diese Frauen zweifellos an die Gesetzgebung zu stellen haben , so
ohne weiteres zur Tagesordnung übergeht , so mag das vielleicht
der ganzen Wertschätzung der Frau entsprechen ( o, o! rechts ) , die
die Parteien , die das beschlossen haben , ihr zum Ausdruck bringen
wollten . ( Sehr richtig ! bei den Sozialdemokraten — Widerspruch
rechts . )

Es handelt sich aber nicht nur um die eriverbstätigen Frauen ,
sondern überhaupt um die Frau , und ich muß wirklich den Mut

bewundern , der darin liegt , über solche Forderungen , ohne sie ma¬
teriell zu prüfen , ohne weiteres zur Tagesordnung überzugehen .
Dazu lag am allerwenigsten Veranlassung vor . Wenn wir sehe »,
daß in allen Kulturstaaten das Wahlrecht für die Frauen Fort¬
schrille macht , dann hätte doch dieses hohe Haus sicherlich Veran¬

lassung gehabt , sich auch um das Frauenwahlrecht in anderer Weise
zu bemühen , als es geschehen ist . Man muß sich vergegenwärtigen ,
daß die Frauen sich auch im Deutschen Reich und ganz besonders
hier in dem verjunkerten Preußen politischen Einfluß nur ganz
langsam , aber sicher haben erwerben können . In dem früheren
preußischen Vereinsgeseh ivar den Frauen die Mitgliedschaft in

politischen Vereinen verboten . Im Jahre 1998 ist ihnen aber durch

Reichsgesetz das Bereinsrecht gleich den Männern gegeben worden .

Trotz alledem steht man heute noch auf dem rückständigen Stand¬

punkt , daß die Frau sich nicht politisch betätigen darf . Das ist auch
in der Rede des Kaisers in Königsberg zum Ausdruck gekommen ,
die den Frauen die stille Arbeit im Hause empfahl . ( Abgeordneter
Hoffmann : Aber Regimentskommandeuse darf sie sein ! )

Nun ist allerdings in dem Petitionsbericht sehr vorsichtig ge¬
sagt ivorden , daß es „ auf absehbare Zeil " ganz aussichtslos sei ,
das allgemeine , gleiche , geheime und direkte Wahlrecht für beide

Geschlechter in Preußen einzuführen . Das ist aber auch das ein¬

zige , was an Vorbehalten gemacht ivorden ist , und mich wuudert

nur , daß , entsprechend der heutigen Stimmung , die bei den Mehr¬

heitsparteien in der Beziehung hier vorhanden ist , nicht gleich ge¬

sagt ivorden ist , daß es dauernd und nur für Preußen ausge¬

schlossen werden muß , die Frauen überhaupt zur politischen Be¬

tätigung zuzulassen . ( Sehr richtig ! rechts . ) Sie sagen : Sehr richtig !
Sie werden noch einmal gezwungen sein , den Frauen das politische
Wahlrecht zu geben , und zwar dann , wenn Ihnen das Wasser bis
an die Kehle gekommen ist , wenn die Männer größtenteils sozial -
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dsmolraiisch wählen , werden Zie zum Frauciiwahlrccht greisen , um

der Sozialdemokratie entgegenzuarbeiten . Dann nutzt es aber nichts

mehr , die Versicherung kann ich Ihnen geben . . . . Wir haben das

allgemeine Wahlrecht ja für alle 21 Jahre alten Preußen , und nun
wollen die Frauen , daß das allgemeine Wahlrecht für die Frauen
in gleicher Weise wie das Wahlrecht für die Männer eingeführt
wird . . . . Meine Herren , der Preußische Laudesoerein für Frauen -
siiunnrecht wird es wohl zu würdigen wissen , wenn dieses Haus
über diese Petition zur Tagesordnung übergeht . Denn von dieser
Mehrheit ist nichts zu erwarten , und das ist ein Grund mehr , die

Frauen aufzufordern , bei dem kommenden Wahlkampf , der dein

Reichstag gilt , ihre Schuldigkeit zu tun , um vielleicht mit Hilfe
des Reichstags auch andere Zustände für Preußen zu schaffen , das

heißt eine ivahre Volksvertretung , nicht eine solche Scheinvertretnng ,
wie die jetzige ist . "

Mit welchen Argumenten wies der Redner des Zentrums , Herr
Gronowski , die Forderung des Frauenwahlrechts zurück ? Hören
wir sie. Der Zentrumsmann erklärte : „ Ich glaube auch , ohne daß
ich mit einer Fraktion oder mit jedem einzelnen Kollegen darüber

Rücksprache genommen habe , sagen zu können , daß im Zentrum
und auch in den liberalen Parteien viele Herren sitzen , die sich ohne
weiteres nicht mit dem aktiven und passiven Frauenwahlrecht ab¬

finden werden . ( Sehr richtig ! im Zentrum . ) Nun meinen Sie , wir

entrechten dadurch die Frauen , oder aber , wir schätzen die Frauen
dadurch gering ein , und Sie bewundern den Mut , mit dein der

Bericht fertiggestellt worden ist , und auch de » Antrag : Übergang
zur Tagesordnung . Wir haben ja nun von der Tätigkeit und der

Aufgabe der deutschen Frau , meine Herren Sozialdemokraten , eine
andere Auffassung wie Sic . Darüber zu streiten , lohnt wirklich
nicht . ( Sehr richtig ! im Zentrum und rechts . ) Dadurch entrechten
wir nicht die deutsche Frau , wenn wir sie im großen ganzen ans
ihr natürliches Bctätigungsrecht veriveisen . ( Sehr richtig ! im Zen¬
trum und rechts . ) Die deutsche Frau , wenigstens die Mehrheit , hat
im Haushakt , in der Familie , für die Kinder so außerordentlich
viel zu tun , daß ich wohl sagen kann : die Mehrheit der deutschen
Frauen schließt sich der Petition auf keinen Fall an . cSehr richtig !
im Zentrum und rechts , Widerspruch und Zurufe bei den Sozial -
deniokraten . )

Diejenigen Frauen , die wir vertreten , belehren und aufklären
wollen , kennen ivir besser , als Sie sie kennen . Und im Namen dieser
Frauen sprechen wir ; Sie ( zu den Sozialdemokraten ) können ja im
Namen Ihrer Frauen sprechen . ( Große Heiterkeit . ) Das ist Ihnen
ja freigestellt . Ferner : soweit wir selbst Frauen haben , wissen wir
aus eigener Erfahrung — bei Ihnen ( zu den Sozialdemokraten )
mag es ja anders sein — , daß unsere Frauen im Haushalt so
reichlich viel Arbeit haben , daß sie nicht nur auf das aktive , son¬
dern insbesondere auch aus das passive Wahlrecht verzichten . «Hört ,
hört ! bei den Sozialdemokraten . ) Jaivohl , sie widmen sich viel lieber

ihren Mutter - und häuslichen Pflichte », als daß sie Ihren Agitations¬
reden oder - bestrebungen Folge leisten . ( Zuruf bei den Sozialdemo¬
kraten : Wo bleiben Ihre Vaterpflichten ! Heiterkeit . ) Meine Herren ,
die erfülle ich . ( Große Heiterkeit . ) Für meine Familie zu sorgen ,
bin ich in meinem Gewissen verpflichtet . Ich glaube aber auch ,
wenn Sie mal Umschau halten , würden Sie bei den deutschen ,
christlichgesinnten Frauen viele finden , die auch Multerpflichlcn an
Kinder » , die aus Ihren ( zu den Sozialdemokraten ) Reihen hervor¬
gegangen sind , üben . ( Sehr richtig ! im Zentrum . )

Meine Herren , noch ein anderes Wort : wollten wir durch die
Einführung des Frauenstimmrechts Wahlgeschäfte mache » , dann
können Sie überzeugt sein , daß Sie ( zu den Sozialdemokraten ) recht
bald vielleicht die ersten wären , die die Einführung des Fraucn -
stimmrechts in Preußen bedauern würden . Das Frauenstimmrecht
' würde meines Erachlens zur Folge habe » , daß die christlichen Frauen
dazu beitragen würden , die sozialdemokratische Agitation zu hemmen .
( Zurus von den Sozialdemokraten : Na also ! ) Aber , meine Herren ,
nicht diese , sondern die vorhin angeführten Gründe sind für unsere
Haltung ausschlaggebend . Wir wissen , daß die Einführung auf ab¬
sehbare Zeit m Preußen nicht durchführbar ist . Meine Herren , das
eine wollen Sie , bitte , nun auch glauben , daß wir phantastischen
Plänen , daß wir Dingen , die nicht zu verwirklichen find , nicht nach -
jagen können und nicht nackjagen wollen . Es mag sich ja ganz
schön anhören , ivenn gesagt wird , daß im Interesse der Menschheit ,
im Interesse der Frauen die Einführung des Wahlrechts gefordert
werde » müsse ; aber , meine Herren , wen » ich persönlich davon über¬
zeugt bin , daß etwas unerreichbar ist — und letzteres habe ich Ihnen
ziffernmäßig nachgewiesen — , dann , meine ich , können wir in den
Verdacht der Heuchelei nicht kommen . Nun noch eins , und damit
will ich schließen . Sie machen uns de » Vorwurf , daß wir den
Frauen das Slimmrecht nicht geben wollen . Ich stimme dem Herrn

Abgeordneten Roscnow darin vollständig bei , daß wir erst das

Reichstagsivahlrecht für die Männer einführen ivollen ; dafür sind
ineine Freunde ohne weiteres . « Abgeordneter Hoffmann : Aber wie ! ) "

Das Zentrum versagt dem weiblichen Geschlecht volle politische

Gleichberechtigung unter Berufung auf den besonderen Pflichtkrcis
des Weibes als Mutter . Und das in den nämlichen Tagen , Ivo

es im deutscheu Reichstag kräftig mithalf , alle Anregungen , alle

Anträge auf wirksamen Schutz der Mütter und Säuglinge , der

Witwen und Waisen zu Boden zu treten , in den nämlichen Tagen ,
wo es für Hunderttausende ländlicher Arbeiterinnen das Stück

trockenen Brotes schmälerte , das die Reichsversicherungsordnung
den gewerblichen Arbeiterinnen reicht . Die durchaus unzulängliche
soziale Fürsorge für Schwangere , Wöchnerinnen , Stillende , für
Witwen und Waisen muß anschwellende Scharen Proletarierinnen
aus dem Haushalt reißen und zur Erwerbsarbeit zwingen . Das

Zentrum weiß das und läßt es im Interesse des ausbeutenden

Kapitals geschehen . Seinen Verrat der Fraueninteressen krönt es

dann durch die Verweigerung der Rechte , mittels deren die Prolc -
taricrinnen selbst ihr Wohl schützen könnten . Es ist und bleibt die

Partei der patentierten Heuchelei .

Ein erfolgreicher Tarifabschluß in der

Portefeuilles - und Reiseartikelindustrie .
In der Portefeuilles - und Reiseartikelindustrie in Berlin ,

Offenbach a. M. , Stuttgart und Freiberg i. S. ist nach

mehrwöchigen und schwierigen Verhandlungen zwischen der Ber¬

einigung der Lederwaren - und Reiseartikelfabri¬
kanten Deutschlands und dem Verbände der Sattler
und Portefcuillcr ein Tarif für S Jahre abgeschlossen worden .
Bei den Verhandlungen waren die christlichen Organisationen gänz¬
lich ausgeschaltet . Der neugeschaffene Tarif bringt den Arbeitern
und Arbeiterinnen begrüßenswerte Vorteile : Erhöhung der Löhne
und Verkürzung der Arbeitszeit . Seine größte Bedeutung beruht

jedoch in den Bestimmungen , d i e d i e H e i m a r b e i t einschrän¬
ken und die Möglichkeit der Zius beutung billiger und

williger Arbeitskräfte durch die Z wi sch en meist er

vermindern . Bisher hatte der Tarif nur für die Fabrikbelricbe
Geltung . Nun aber wurde er auch auf alle Zwischenmeister , Filiai -
und Heimarbeitsbelriebe ausgedehnt . Und zwar haften die Fabti -
tanten für die Einhaltung des Vertrages auch in diesen Betrieben
und können durch die Schlichtungskommission wegen tariswidrigen
Arbeitsbedingungen daselbst in Strafe genommen werden . Zahlt
ein Zwischenmeister seinen Hilfskräften den Tariflohn nicht , be¬

schäftigt er sie über die tarifmäßig festgesetzte Arbeitszeit hinaus
oder verstößt er sonst gegen einen Berlragsparagraphen , so hat die

Gewerkschaft die Pflicht , auf den vorliegenden Tarisbruch den Fabri¬
kanten aufmerksam zu machen , der diesen Zwischenmeister beschäf¬

tigt . Der Fabrikant darf nunmehr dem Zwischenmeister so lange
keine Arbeit geben , bis dieser den Vertrag innehält . Weigert sich
der Fabrikant , dies zu tun , so sind die Arbeiter berechtigt , seinen
Hauptbetrieb und alle seine Zwischenmeister zu bestreike », außer¬
dem kann er noch in eine Geldbuße bis zu ikXXi Mk. genommen
werden . Entläßt ein Fabrikant Werkstattarbeiter , so darf er sie

nicht durch Heimarbeiter ersetzen . Wer noch nicht 2t Jahre alt ist ,

darf als Heimarbeiter nicht neu eingestellt werden ; wer Hilsskräste

irgendwelcher Art beschästigen will , muß mindestens 21 Jahre alt sein .
Während bei der Festsetzung der Akkordlöhne die Arbeiter bis¬

her nur gehört zu werden brauchten , müssen sie jetzt zur Mitbestim¬
mung herangezogen werden . Ein großer Nachteil ivar es , daß die
im Lohnbuch eingeschriebenen Löhne von den Zwischenmeiflern
unterboten wurden , wodurch den Werkftallarbeilern eine lohn¬
drückende Konkurrenz entstand . Jetzt müssen Heimarbeiter , Werk¬
staltarbeiter und Zwischenmeister die gleichen Löhne erhalten . Bringt
die Arbeiterorganisation in Erfahrung , daß ein Arbeiter oder Zwi¬
schenmeister unter dein festgesetzten Lohn arbeitet , so klagt sie den
fehlenden Betrag ein . Diesen erhält dann nicht der billiger Ar¬
beitende , sondern die vertragschließende Organisation . Außerdem
kann die Schlichtungskommission , die mit den Funktionen der Zivil¬
prozeßordnung ßß kOLS bis lvIS ausgestattet ist , » och über beide

Teile , Arbeiter wie llnternehmer , eine Geldbuße wegen Tarifbrnchs
verhängen , ltberhaupt hat die Organisation das Klagcrecht sür
alle Verstöße gegen de » Tarif . Auch darf die Vereinigung der
Lederwaren - und Reiseartikelsabrikanten leinen Schutz denjenigen
Mitgliedern gewähre » , weiche wissentlich das System der Zweig¬
niederlassungen oder der Zwischenmsisterbetriebe oder entsprechende

Unternehmungen benutzen , in welchen die Bestimmungen des Ver -
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träges nicht gehalten werden . Tie organisierten Arbeiter sind ge¬

halten , solche Betriebe strengstens zu meiden . Heimarbeiter dürfen
bei der Herstellung von Reiseartikeln und verschiedenen besonders

genannten Lederwaren nicht beschäftigt werde » .

Diese Bestimmungen wurden mit Recht als die Kardinalpunlte

der diesjährigen Tarisbcwcgung bezeichnet . Sie sind geeignet , den

schlimmsten Auswüchsen der Heimarbeit entgegenzuwirken und den

Zwischenmeistern die skrupellose Ausbeutungsmöglichkeit zu beschnei¬

den . Bisher hatten die 1800 Hilfskräste der Heimarbeiter und

Zwischenmeistcr im O s s e n b a ch e r L a n d g e b i e t überhaupt keine

geregelte Arbeitszeit , auch keine » tariflich festgesetzten Lohn . Nun

dürfen die dabei in Betracht kommenden Arbeiterinnen ihre

Zahl beträgt über lOVV — wöchentlich nicht länger als öt! Stunden

lchnften , ab 1. Juli ISilL wird ihre Arbeitszeit auf 55 Stunden

und ab I . Juli IV13 auf 54 Stunden herabgesetzt . In den Fabriken
des Offenbacher Gebietes tritt die bSsiundige Arbeitswoche am

l . Juli 1S14 , in Berlin am gleichen Tage die ü�stundige in Kraft .

Die den Heimarbeitern durch die Erstellung des Arbeiloraums rnt «

stehenden Lasten sollen von den Unternehmern getragen werden ,

falls das im Entwurf vorliegende Hausarbeitergesctz auf die Porte -

seuillesindustrie Anwendung findet .

Im Bcrgen - Cnkheimer Gebiet erhielten die schulentlassenen

jugendlichen Arbeiterinnen bei b7stündiger Arbeitszeit im erste »

Halbjahr ihrer Berufstätigkeit einen Wochenlohn von 5 Mk. , der

stufenweise bis aus im vierten Halbjahr stieg . Ann be¬

ginnen sie ini ersten Halbjahr bei verkürzter Arbeitszeit mit cincin

wöchentlichen Verdienst von 6,72 Mk. , und im vierten Halbjahr
müssen sie mit 10,64 Mk. entlohnt werden . In Offenbach wurden

die Mindestlöhne für diese jugendlichen Arbeiterinnen durchschnilt -

lich um 2 bis 3 Pf . pro Stunde erhöht . Keine Lohnstafsel bestand

bisher für die Arbeiterinne » in Berlin . Tort ist nun für diese der

Lohn ivie folgt geregelt ivorden : Für Arbeiterinnen unter 16 Jahren

beträgt der Mindest lohn im ersten Halbjahr ihrer Berufstätigkeit

17 Ps . pro Stunde nnd steigt bis zum vierten Halbjahr aus 25 Pf .

Ungeübte Arbeiterinnen über 16 Jahren werden in den ersten sechs

Monaten mit 23 Pf . entlohnt und erhalten nach einem Jahre den

Mindcstlohn , der sich für geübte Hilfsarbeiterinnen und Anschmiere -
rinncn auf 3V Pf . pro Stunde stellt , für Zuschneiderinnen und

Stepperinnen auf 35 Pf . ; für perfekte Stepperinnen aus 3ö Ps . und

für perfekt « Paspleriunen auf 4V Pf .
Die drei Staffeln der Mindeststundenlöhne für ausgelernte Sattler

und Porlefeuiller in Berlin wurden erhöht , ebenso die Miudest -

stundenlöhne und Garantielöhne für Akkordarbeiter in Offenbach

a. M. und der Verdienst der Arbeitskräste , die bei de » Zwischen¬

meistern in Berge » - Enkheim beschäftigt werden . In allen Orten

müssen die Löhne , die nicht unter die Bestimmungen über die Mindest¬

sätze falle », am I . Juli 1911 um 5 Prozent erhöht werden . Die

Zeitlohnarbeiler erhalten i » Berlin vom 1. Juli d. I . an 5 Prozent

mehr Loh » , ab I . Juli 1913 tritt eine abermalige Erhöhung des

Verdienstes für alle Arbeiter ei », die weniger als 34 Mk. wöchent¬

lich verdiene ». Auch in Stuttgart werden ihre Löhne in dem

gleichen Zeitraum in Etappe » um 16 Prozent ausgebessert , ebenso
im Gebiet Offenbach - Frankfurt . Die oberste Lohngrenze soll

hier wie dort 33 Mk . betragen . Alle Akkordlöhne müssen einer

Revision unterzogen und durchschnittlich um 5 Prozent erhöht werden ,

» nd zwar so, daß schlecht bezahlte Artikel eine größere , gut bezahlte
eine mindere Aufbesserung erfahren . Für iiberarbeit hclrägt der

Lohnzuschlag 25 Prozent , für Nachtarbeit zwischen S Uhr abends

und 7 llhr morgens 33kz Prozent . Den Forderungen der Ar¬

beilerfchast entsprechend enthält der Vertrag Bestimmungen über
das Aushängen der Lohnlarise , das Warten auf Zuschnitt usiv .
Tie Unternehmer gestanden die festgelegten Verbesserungen nur
unter der Bedingung zu , daß der Verlrag für sünf Jahre gellen
solle . Mit schwerem Herzen gaben die örtliche » Lohnkommissionen
ihre Zustimmung dazu unter de », Vorbehalt , daß die Verbands -
versammlungc » sich mit der fünsjährige » Tarisdauer einverstanden
erkläre » würden . Diese habe » in Berlin , Stuttgart nnd Ofscn -
bach den Tarif gutgeheißen , in der letztgenannten Stadt allerdings
nur mit 1679 gegen 999 Stimmen bei mehr als 5>16 Stimm -
ciithaltuiige ».

In der Berliner Album - , Mappen - und Galanterri -
ware » Industrie , die 666 Arbeiter und 866 Arbeiterinnen be¬
schäftigt , ist es ebenfalls zu einem sünsjährigen Tarifabschluß ge¬
kommen . Die Stundenlöhne der Arbeiterinnen sind im ersten Viertel¬
jahr der Berufstätigkeit sofort auf 19 Pf . und von 1913 an auf
26 Pf . festgesetzt worden , sie steigen stufenweise auf 29 bezw .
36 Pf . im vierten Vierteljahr . Geübte Hilfsarbeiterinnen erhalten
nach sechswöchiger Lehre jetzt 35 und in zwei Jahren 36 Pf . ,
selbständige Arbeiterinnen 37 bezw . 46 Pf . , Goldausträgerinnen ,

Arbeiterinnen an der Drahthestmaschine , Anlegcrinnen 39 , in zwei
Jahren 46 Pf . , Bronziererinnen , Bronzeabwischerinnen jetzt 37 und

später 38 Pf . Diese Festlegung bedeutet eine Lohnerhöhung von
3 bis 6 Pf . pro Stunde . Ein großer Teil der Arbeiterinnen ist erst
seit einigen Wochen oder gar nicht organisiert . Hält man dies fest ,
so sind die Errungenschaften des Vertrags , wie die Verkürzung der

Arbeitszeit auf 52 ' / , Stunden wöchentlich und eine fünfprozentigs
Erhöhung aller Löhne , die nicht unter die vorbezeichneten Mindest -
löhne fallen , ein guter Erfolg .

Tie fünf Jahre des Tarifvertrags werden für die Arbeiterschaft
unserer Industrie keine Jahre der Ruhe sein dürfen . Die Löhne
sind trotz aller erreichten Erhöhungen noch unzulänglich . Vor allem

gilt es für die Organisation , für kommende Kämpfe zu rüsten . Mehr
als tausend Arbeiterinnen im Offenbacher Lohngebiet allein stehen
noch abseits vom Verband , dem sie große Erfolge zu verdanken

haben . Die Mitgliederversammlung in Offenbach a. M. , die über
den Tarifvertrag zu beschließen hatte , ließ erkennen , daß vielen

Organisierten die Disziplin noch fehlt , ohne die erfolgreiche Kämpfe
unmöglich sind . Jahre deS Ringens stehen den Arbeitern und Ar¬
beilerinnen der Portefeuilles - und Reiseartikelindustrie bevor . Sind
alle dieser harte » Tatsache eingedenk und setzen sie ihre Erkenntnis
in die Tat um , so werden die nächsten Erfolge die jetzt erzielten

Errungenschaften übertreffe ». Ii . -ll .

Aus der Bewegung .
Bon der Agitation . Das Parteisckretariat für da ? obere

Vogtland berief in Elsterberg , Treuen , Netschkau , Lcngeu -

feld und Auerbach - Mühlheim Frauenversammlungen ein ,
in denen die Unterzeichnete über „ Berufsarbeit und Mutterschutz '
referierte . In allen Versammlungen zeigten die Frauen großes
Interesse für den Vortrag . Auch die Genoffen folgten ihm mit

Aufmerksamkeit , und allerorts entspann sich eine ausgedehnte De¬
batte . Die Diskussionsredner stimmten darin überein , daß durch¬

greifender gesetzlicher Schutz für Mütter und Kinder eine n » av -
wendbare Notwendigkeit ist . In dem industriellen Vogtland tritt
die Überlastung der Frauen als Arbeiterinnen und Mütter deutlich

zutage . Das Referat fand auch in Frauenversammlungen zu
Mügeln und Loschwitz und in einer Gruppenversammlunz
des sozialdemokratischen Vereins Gittersee - Coschitz bei Dres¬
den lebhaftes Interesse . Uber das Thema : „ Der wirtschaftliche
Kampf und seine Bedeutung für die Arbeiterklasse " referierte die
Unterzeichnete in einer vom Gewerkschaftskartell Sebnitz ein¬

berufenen Versammlung in Bertelsdorf , wo die Steinarbeiler
im Lohnkampf standen , und in Versammlungen zu Bautzen und

Singwitz , die im Austrag des Textilarbeiterverbandes für
die in der Textilindustrie beschäftigten Arbeiter nnd Arbeiterinnen

stattfanden . In den beiden letzten Orten kommen Wochcnlöhue
für Arbeiter von 12 Mk. und für Frauen von 8 Mk . an vor . Auf
der Tagesordnung von drei Versammlungen für den Metall -
arbciterverband in Radeberg und Dresden und einer Ver¬
sammlung für den Fabrikarbeiterverbaud in Radebeul stand
die Frage : „ Wie hält das Unternehmertum Arbeiterschutzbestim -
mungen cin ' i " Die sehr gut besuchten Versammlungen zeigten , daß
es vorwärts geht , einer neuen , besseren Zeit entgegen .

I » einerKreiS - Frauenversammlung zu Dresden erstattete
die Unterzeichnete als Vcrtrauensperson des Wahlkreises den Jahres¬
und Agitationsbericht , der besonders den in allen Teilen des Wahl¬

kreises großartig verlaufenen Frauentag am 19. März hervorhob .
Die Versammlung wählte die Unterzeichnete einstimmig als Kreis -

vertrauenspcrson wieder und bestimmte zu ihrer Stellvertreterin

Genossin Kurth . Weitere Versammlungen , die der Aufklärung
der Frauen dienten , tagten in Deuben bei Dresden und in

Dresden - Altstadt . Marie Wackivitz .
Der Gau I des deutschen Textilarbeiterverbandes ver¬

anstaltete letzthin im Bezirk Hamburg eine Agitation , die sich ans
Hamburg , Altona , Ottensen , Bahrenfeld , Harburg , Wil¬
helmsburg und Schifsbek erstreckte und von gutem Erfolg be¬

gleitet war . Genoffe Böhler - Hanuover sprach in allen Ver -

samittluiigen über „ Kampf , Nittel und Kampfinöglichkeiten in der

Textilbranche " . Eine stattliche Zahl neuer Mitglieder wurde für
de » Verband gewonnen . Dies ist um so höher zu werten , als die

Arbeilerschast aller größere » Textilfabrike » von Hamburg und Um¬

gegend zu einem erheblichen Teil ans fremdsprachigen Elementc »

besteht . Erschwert wird die Ausilärungsarbeit außerdem noch auss
höchste durch die Fabrikgewaltige » , die mit den schroffste » Maß¬
nahmen jede Agitation im Betrieb und jede Einwirkung der or¬
ganisierten Arbeiter auf die ausländischen „Schützlinge " der Herren
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zu verhindern wissen . Die niederträchtigsten Mittel sind den Aus¬

beutern nicht schlecht genug , um ihre Absicht zu erreichen , „ Herren
im Hause zu bleiben " . So entwickelt der Direktor der Jutefabrik
in Harburg , die zirka 1 500 Textilarbeiter und - arbeiterinnen be¬

schäftigt — der Herr ist im Nebenamt Vorsitzender des Wirtschaft¬

lichen Schutzverbandes im Ort — , im Auskundschaften verbotener

gewerkschaftlicher und politischer Agitation ein ganz besonderes

Talent , unter dem vor allem die Ausländer des Betriebes leiden

müssen . Erscheint dem Herr » Direktor einer seiner fremden Ar¬

beitssklaven der Betätigung in der Arbeiterbewegung hinlänglich

verdächtig , so weiß er sofort für diesen staatsgefährlichen Misse¬
täter die allzeit rührige Ortspolizei zu interessieren , deren spezielle

Freundschaft er genießt . In 14 Tagen , spätestens 6 Wochen hat
dann der ahnungslose Proletarier seinen Ausweisbefehl über die

deutsche Grenze in Händen . Wie schwer die Voragitation zu den

Verbandsveranstaltungen gemacht wird , beleuchtet folgendes Er¬
lebnis einiger Arbeiterinnen in dem „patriarchalischen Fabrikbetrieb "
der Norddeutschen Wollkämmerei Wilhelmsburg , Inhaber
Lahnsen . Gleich viele » anderen großen Unternehmungen versucht
es auch diese Firma , nach Stummschem Muster ihre Arbeiter durch

„ Wohlfahrtseinrichtungen " zu fesseln , um sie desto ungestörter aus¬

beuten zu können . Die Firma hat unter anderem für ihre Arbeiter
in dem Bereich des ziemlich umfangreichen Fabrikterrains eine An¬

zahl Wohnhäuser bauen lassen , in denen oft zwei und drei Familien
in einer Wohnung Hausen . Diese Häuser mitsamt den Fabrik - und

sonstigen Betriebsgebäuden , wie der Villa des Direktors , die sich
dem Auge wohltuend von den übrigen Baulichkeiten abhebt , sind

eingefriedigt und von einer sogenannten Hauspolizei bewacht .

Planmäßig werden die Arbeiter und Arbeiterinnen , meist der deut¬

schen Sprache unkundige Fremde , Polen aus Galizien und Ruß¬

land , Tschechen , Ungar » usw . , in ein vollständiges Abhängigkeits¬
verhältnis zu der Direktion gebracht . Selbst der persönliche Ver¬

kehr mit der Außenwelt wird ihnen eingeschränkt , indem der Pförtner
nur solchen Besuch passiere » lassen darf , der der Fabrikverwaltung
„ ungefährlich " erscheint . Vor kurzer Zeit versuchten einige junge
Textilarbeiterinnen unter ihren Arbeitsgeuossen und - genossinnen
auf den » Hose der Fabrik Flugschriften zu verbreiten , die zum Bei¬
tritt in die gewerkschaftliche Organisation aufforderten . Plötzlich
wurde eines der jungen Mädchen derb am Arm gepackt und an¬

geschnauzt . Eine Art Hausgendarm mit einem großen Hunde
stand vor der erschrockenen Arbeiterin und ihren Freundinnen .
Einige Arbeiter , zum Teile mit Stöcken bewaffnet , drohten sofort

dreinzuschlagen , wenn eines der Mädchen sich einfallen lassen sollte ,
fortzulaufen . Unverzüglich sollten sich diese beim Direktor in seinem
Privatkontor melden , so ward ihnen noch bedeutet . Die Mädchen
mußte » sich also zu dem etwa zehn Minuten entfernten Haus des
Direktors begeben , der inzwischen das furchtbare Flugblatt gelesen
hatte . Der Herr entliest die „ Heherinncn " mit der dringenden
Warnung , „sich nur ja nie wieder sehen zu lassen " . Die Uner -

schrockenheit und Opfenvilligleit unserer klassenbewußten Prole -
tarierinnen werden trotz allem Mittel und Wege finden , in dieses
Reich der Ausbeutung und Knechtung einzudringe » , um der Auf¬
klärung und Organisation der Ausgebeuteten die Wege zu bahnen .

Helene Brandenburg .
An einer Konferenz der Jugendausschüsse Mittelfrankens ,

die in Nürnberg tagte , nahmen Vertreter aus folgenden Orten
leil : Ansbach , Erlangen , Fürth , Nürnberg , Roth a. S. ,
Schwab ach und Zirndorf . Genossin Grünberg gab in einem

Referat über die Arbeiten und Aufgaben der Jugendausschüsse
Richtlinien für die Tätigkeit dieser Institutionen . Danach sollten
sich die Jugendausschüsse mit den Gewerkschaften in Verbindung
setzen , damit die jugendlichen Arbeiter und Arbeiterinnen deren

Jugendabteiluugen zugeführt werden . Erwachsene Arbeiter müssen
unablässig die Jugendlichen aufzuklären und zusaiiimeiizuschließen
suchen . In allen Versanimlungen der Partei , der Gewerkschaften
und des Konsumvereins ist eindringlich auf die Jugendbewegung
hinzuweisen . Zurzeit herrscht in ihr eine große Bunlscheckigkeit der
Organisationsformen , die durch Einheitlichkeit abgelöst werden muß .
Es ist zu empfehle » , die von der „Zentralstelle für die arbeitende

Jugend Deutschlands " herausgegebene Abonnentenkarte der „ Ar¬
beiterjugend " als einheitlichen Ausweis für die Zugehörigkeit zur
freien Jugendbewegung einzuführen . Die Beiträge oder Abon¬

nentengelder müsseil sehr niedrig sei ». Die Jugendausschüsse haben
die Aufgabe , die jungen Männer und Mädchen zu gesunden und

denkfähigen Menschen heranzubilden . Diesem Zweck dienen Spiele
und Wanderunge » , Vorträge , Führungen durch Museen , Kurse und

gesellige Zusammenkünfte . Außerordentlich wichtig ist die Einrich¬
tung von Jugendheimen und Bibliotheken . Zur Förderung der

körperlichen Ausbildung der Jugendlichen , die mit der geistigen

Ausbildung Hand in Hand zu gehen hat , sind Abmachungen mit

den Arbeiterturnvereinen zu treffen . Die Debatte , die dem Vortrag

folgte , ergab , daß die Jugendbewegung überall in Mittelfranken

marschiert . Sie durch die organisierte Arbeiterschaft in agitato¬

rischer und finanzieller Hinsicht zu unterstützen , ist eine Pflicht , deren

Erfüllung im Interesse der Organisationen des Proletariats selbst

liegt . Um für Mittelfranken eine Zentrale zu schaffen , die ständig

Anregungen gibt , wählte die Konferenz einen Agitationsausschuß ,
der sich aus dem Nürnberger Jugendausschuß und einem Mitglied
des Fürther Jugendausschusses zusammensetzt und seinen Sitz in

Nürnberg , Breite Gasse 25/27 , hat . Genossin Grünberg ist seine

Vorsitzende . Die anregend verlaufene Konferenz wurde von Ge¬

nossen Scherzer mit dem Wunsche geschlossen , daß die Jugend¬

bewegung sich gut entwickeln möge und auf der nächsten Zusam¬
menkunft von ihren Fortschritten berichten könne . -s-

Zweiter Jahresbericht der Kinderschutzkommisfion für

Meißen und Umgegend . Auch im verflossenen Jahre konnten

die Meißener Genossinneu auf dem Felde des Kinderschutzes eine

fruchtbringende Tätigkeit entfalten . Durch entschlossenes Eingreifen ,

durch Aufklärung und Belehrung gelang es ihnen , einer Anzahl

vernachlässigter und mißhandelter Kinder ein erträglicheres
Los zu schaffen . Bilder großer Not , der Wurzel des Kinderelendes ,
boten sich den Genossinnen bei ihrer Arbeit , über die Mißhand¬

lung eines vierjährigen Knaben erstattete die Kommission bei den

Behörden Anzeige . Wir hatten den Fall vorher nicht selbst näher

untersuchen können , da das Kind die Wohnung seiner Pflegeeltern
nur selten verlassen durfte . Diese suchten zu verheimlichen , daß der

Knabe das Kind ihrer Tochter war . Eine Genossin und ein Kriminal¬

beamter stellten nach der Anzeige fest , daß der Körper des Knaben

mit Spuren von Mißhandlungen bedeckt war . Ein ärztliches Zeug¬
nis konstatierte blutunterlaufene Beulen am Kopse , am Gesäß , sowie

an den Schulterblättern grüne und blaue Schwielen , von Stockschlägeu

herrührend . Der Pflegevater war derVormund des Kindes . Die Pflege¬
eltern mußten sich verpflichten , den Knaben anderweitig unterzubringen .
Die bisherige Pflegemutter erhielt vom Gericht eine Rüge . Die

Mutter eines sechsjährigen Knaben und eines elfjährigen Mädchens

hatte sich nach dem Tode des Vaters der Kinder wieder verheiratet .
Bevor der zweite Gatte die Ehe einging , hatte er der Frau die

Bedingung gestellt , daß sie die beiden Kinder nicht bei sich behalten

dürfe . Als die Frau es trotzdem nicht über sich brachte , die Kinder

wegzugeben , verließ sie der Mann und sorgte nicht mehr für sie ,

wodurch sie in Not geriet . Das Elend wurde so groß , daß sie den

Ofen mit dem Nähmaschinenkasten und dem Klosettdeckel heizte . Der

Mann erklärte sich nochmals bereit , für die Mutter und sein in¬

zwischen geborenes Kind zu sorgen , falls die Frau die Kinder erster

Ehe weggebe . Durch die furchtbarste Not mürbe gemacht , brachte
nun die Ärmste den Knaben bei einer verkommenen Frauensperson
und das Mädchen in der Kinderkrippe der Heilsarmee unter , und

reiste mit ihrem jüngsten Kinde zu dem Manne . Die beiden Kinder

blieben in der jämmerlichsten Lage zurück , sie besaßen nichts , als

was sie auf dem Leibe trugen . Wir nahmen uns ihrer an und

sorgten für sie . Welche Blüten das gepriesene Fürsorgegesetz hervor¬

bringt , zeigt folgender Fall : Ein zwölfjähriger Knabe , dessen Vater

verstorben ist und dessen Mutter sich in einer Irrenanstalt befindet ,
ivar mit seinem inzwischen der Schule entwachsenen Bruder in

einer Familie untergebracht worden , die selbst neun Kinder hatte .
Die Leute , die durch die Fürsorgepflege offenbar nur zu billigen

Arbeitskrästen zu kommen suchten , nutzte » die beiden Knaben aufs

äußerste aus . Die Jungen mußten alle Arbeit auf dem Felde und

in der Scheuer mit verrichten . Erlahmten ihre Kräfte , so wurden

sie mit dem Stock aufgemuntert . Im Winter mußte der zwölfjährige
Knabe in der größten Kälte Reisig auf dem Hofe hacken . Bettwäsche
gab es zweimal im Jahre , der Knabe mußte auf einem alten Sofa
schlafen . Als die Genossinnen auf das bedauernswerte Kind auf¬
merksam wurden , waren seine Hände aufgesprungen und blutrünstig .
Der Knabe klagte über die Behandlung und erzählte , daß er auch
mit dem Stiel einer Mistgabel geschlagen worden sei . Sein älterer

Bruder , der nicht mehr in der Familie war , bestätigte alles . In
wenigen Tagen gelang es der Kinderschuhkommission , den Knaben
mit Hilfe der Behörde in einer anderen Familie unterzubringen .
In einem jammervollen Zustand trafen wir ein anderthalbjähriges
uneheliches Mädchen . Die Mutter hatte sich verheiratet und wandte
alle Liebe und Sorge dem in der Ehe geborenen Knaben zu. Als

sie uns das Kind aus der Kammer brachte , wo es die ganze Zeit
ohne Pflege und Aufsicht sich selbst überlassen blieb , erklärte sie

gleichgültig , die Kleine sei immer krank . Der sofort herbeigeholte
Arzt stellte fest , daß das Kind einen Oberschenkelbruch erlitten hatte ,
der so vernachlässigt worden war , daß sich das Bei » verkürzt
hatte . Der Hintere Teil des Oberschenkels war nach vorn gedreht
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und so verwachsen . Sechs Wochen war der Schaden schon alt .

Ferner war das Nasenbein gebrochen und das Rückgrat verkrümmt .

Schuld an diesen Verletzungen trug die Ziehmutter , bei der das

Mädchen früher untergebracht gewesen war und die keinen Arzt

zugezogen hatte , als das Kind zu Schaden gekommen war . Das

Kindchen wurde sofort in ein Krankenhaus überführt , wo das arme

Geschöpf starb . Der Fall gab uns Anlaß , die Behörden auf die

ungenügende Kontrolle der Ziehkinder aufmerksam zu machen . Gleich
uns hatte sich auch der von uns zu Rate gezogene Arzt mit einer

Eingabe an die Behörden gewandt . Die Kontrolle über die Zieh¬
kinder wird von den Damen des Frauenvereins im Ehrenamt aus¬

geübt . Viel Teilnahme für Proletarierkinder kann die betreffende
Aufsichtsdame offenbar nicht besessen haben , sonst müßte sie bei

Erfüllung ihrer Pflicht die Verletzungen des Kindes bemerkt haben .
Unmenschliche Ausbeutung war das Los von drei Kindern , die

von der Stiefmutter mit Sticken bis Mitternacht beschäftigt wurden
und auch oft nachts um 2 Uhr aufstehen und bis kurz vor Schul¬
beginn sticken mußten . Schliefen die Kinder bei der Arbeit ein , so
erhielten sie Schläge über den Kops ; häufig hatten sie nicht Zeit ,
vor der Schule etwas zu essen . Die Bedauernswerten waren so

verängstigt , daß es schwer war , in Gegenwart des Schuldireklors
von ihnen die Wahrheit zu erfahren . Tie Eltern waren zu einer

Unterredung mit uns nicht zu bewegen , und der Vater erging sich

gegen eine der Genossinnen in gemeinen Beschimpfungen . Wir er¬

statteten daher Anzeige , wodurch Abhilfe geschaffen wurde . — Wie

verkehrt manche Eltern ihre Kinder behandeln , zeigt folgender Fall :
Ei » zwölfjähriges Mädchen war von seinem Vater fürchterlich ge¬
schlagen worden , weil es sich auf einer Aufwartestelle einen Dieb¬

stahl hatte zuschulden kommen lassen . Als wir die Sache unter¬

suchten , zeigte sich , daß die Eltern selbst an diesen » Vorkomnwis

Schuld trugen . Sie bestanden darauf , daß das zwölfjährige Mäd¬

chen sich selbst sein Brot verdiene , gaben ihm nichts zu essen und

verlangten , es solle auf der Aufwartestelle sagen , daß es zu Hause

nichts bekomme . Das Kind , das von der Arbeitsstelle dreiviertel

Stilnden nach Hause zu gehen hatte , kam oft hungrig heim . Es

stahl 82 Pfennig und kaufte sich sür das Geld Eßwaren und das

Material zu Handarbeiten in der Schule . Durch eine lange Unter¬

redung gelang es einer Genossin , den Eltern klar zu inache », »vie

unrecht sie gegen ihr Kind gehandelt hätten . Sie erklärten sich bereit ,

künftighin anders zu verfahren , und Nachforschungen ergaben , daß
sie ihr Wort hielte ». — Die Kinderschuykominission ivar eifrig be¬

strebt , das Schicksal solcher Kinder zu mildern , die unter Ausbeutung
und schlechter Behandlung zu leiden hatte ». Opferfreudig » vidmelen

sich die Genossinnen jederzeit dieser Aufgabe . So ivard es uns

möglich , in » verflossenen Jahre 26 Kindern zu Helsen . Ein großes

Arbeitsfeld steht noch der Komiilission offen . Es gilt , gegen die

Ausbeutung der Kinder durch Zeitungsaustragen und in der

Heimarbeit vorzugehe » . Die regere Beteiligung der Frauen an

unseren Diskussionsabenden läßt die in der Kindcrschutzkoinmission
tätigen Genossinnen hoffen , auch neue Mitstreiterinnen im Kampfe

gegen das Kinderelend zu gewinnen . I . A. : M a r ta F o r ch e l . >

Politische Rundschau .

Zivischen Frankreich und Deutschland ist wieder einmal
ein Konflikt um Marokko entstanden und hat die Gefahr eines

Weltkrieges näher gerückt . Die deutsche Regierung hat plötzlich
entdeckt , daß in Südmarokko deutsche Bürger und bedeutsame

wirtschaftliche Interessen Deutschlands bedroht sind . Und so hat
sie den » ein Kanonenboot nach dem Hase » Agadir entsandt und
dieses alsbald durch einen Kreuzer ersetzen lassen . Und zum Schutze
deutscher Bürger und Interessen »vird nötigeiifalls eine Landung
von Truppen erfolge ». Angeblich soll das Schiff die marokkani¬
schen Gewässer wieder verlassen , sobald die dem Deutschen Reich
dort drohende Gefahr vorüber ist . Natürlich findet die Versiche¬
rung ebensoivenig Glauben »vie die wiederholten Erklärungen der
Franzosen , daß sie ihre Stellungen in Marokko räumen werden ,
sobald Ruhe im Lande eingetreten ist . Zumal die Behauptung ,
daß in Südniarokko Gefahr für Leben oder Güter von Deutschen
bestünde , schon durch die Meldungen auch solcher deutscher Zei¬
tungen als Unwahrheit entlarvt wird , die für das Vorgehen der
deutschen Regier »», ig in Marokko eintreten . Und überdies ist es sehr
zweifelhast , ob auch nur ein Deutscher sich zurzeit i » der beivußten
Gegend befindet . Niemand ist denn auch im unklaren darüber , daß
die angebliche Gärung in Südmarotko nur ein Vorwand ist , daß
der Schritt der deutschen Regierung nichts weiter ist als die Ein¬
leitung eines Versuchs , ein Stück Marokkos oder größer « Vorrechte
in diesen » Laude zu erlange ». Daß große Gebiete Marokkos bald
nichts anderes sei » würden als eine französische Kolonie , » venu auch

die Herrschaft des Sultans den » Scheine nach aufrecht erhalten »ver¬
de » mag , daß andere Teile des Landes den Spaniern anheimfallen
würden , »var durch das Vorgehen dieser beiden Nationen in letzter

Zeit ziemlich sicher geworden . Die kleinen Gruppen der Großkapita¬

liste », der Finanzmänner und Schwcrindustriellen , die aus der kapi¬

talistischen Erschließung des Landes große Gewinne münzen , mit

ihrem Gefolge von kleineren Geschäftemachern und Beutepolitikern
treiben die Regierungen der beiden Staaten zu immer intensiverer

„friedlicher Durchdringung " Marokkos an , »vobei ein Punkt nach
den » anderen »nit Waffengewalt besetzt »vird . Der Aufstand ver¬

schiedener Stämme gegen den Sultan , als den Verräter des Landes

an die Fremden — um seine finanziellen Verpflichtungen gegen die

mit Anleihe » freigebigen Franzosen zu erfüllen , mußte er die Steuer¬

forderungen erhöhen — , gab den Franzosen den Vorwand für ihren

Marsch nach der Hauptstadt Fez und anderen Orten . Das Vor¬

gehen der Franzosen ließ die Spanier nicht rnhen , und sie ivarfen

gleichfalls Truppen nach Marokko . Daraufhin erklärt die deutsche

Regierung , daß durch diese Vorgänge der Vertrag von Algeciras
verletzt sei , der die Souveränität des Sultans und die Selbständig¬
keit Marokkos sichern sollte . Und Deutschland fordert nunmehr

auch ein Stück von den » zur Verteilung gelangenden marokkanischen

Kuchen oder eine Entschädigung . Die Blätter der Eisen - und

Kohlenbarone und der großen Bankleute jubeln über diese „ Tat "

und suchen die Regierung auf den , betretenen Wege durch »vildes

Säbelgerassel »vider Frankreich und England vorwärts zu treiben

und die öffentliche Meinung durch Kriegsgeheul und Appell an

die „ nationale Ehre " für solche verbrecherische Abenteurerpolitik zu

gewinne » . Die Presse der Konservativen und des Zentrums hält mehr

zurück , ihr Enthusiasmus ist nicht so groß , »veil die Landjunker und

Großbauern , deren Interessen diese Parteien vertrete », von dieser
Weltpolitik »veniger Vorteil zu erivarten haben als Hochfinanz und

Schiverindustrie . Aber beide Parteien sind Regierungsparteien und
können natürlich nicht still bleiben , wenn es die „ nationale Ehre "

gilt . Der Fortschritt aber läßt sich seit Büloivs Zeitei » vom Zen¬
trum an nationaler Zuverlässigkeit nicht mehr übertrumpfen , er hat
alle Widerstandskrast gegen Militarismus und Kolonialpolitik ver¬

loren , und ein Teil seiner Presse stimmt mit aller Kraft i » den

„ nationalen " Chorus ei », während der andere Teil gedämpfter die¬

selbe Melodie anstimint . Das Kleinbürgertum , das von dieser
Politik nichts als die Erhöhung der Militär - , Flotten - und Kolo¬
niallaste » zu erivarten hat , folgt der Troinmel , die die Knechte
des großen Kapitals für dessen Zivecke skrupeldos zu rühren wissen .
Die gesamte bürgerliche Welt fällt auf jeden nationale » Rummel
herein , so schlecht sich hinter diesen » die Prositinteressen des Finanz -
und Schiverindustriekapitals und die Spekulationen der Reaktionäre

verbergen . Allein das klassenbewußte Proletariat leistet diesem

Schwindel Widerstand ; die Sozialdemokratie als Gegnerin jeder

Weltmachtspolitik ist die einzige Partei , die das Agadirabenteuer

ernsthaft und grundsätzlich bekämpft . Daß sie in ihrem Kampfe

ganz allein steht , zeigt der Umstand , daß kein einziges bürgerliches
Blatt die Forderung der Sozialdemokratie ans Einberufung des

Reichstags unterstützt hat ; daß kein einziges bürgerliches Blatt da¬

gegen protestiert hat , daß der sozialdemokratischen Marokko - Inter¬
pellation , die in den » einzigen zurzeit in Deutschland tagenden
Parlament , im » vürtte in bergische » Landtag , eingebracht
wurde , vom Ministerpräsidenten die Antivort versagt wurde . Die

Kapitalisten »vollen kein Hineinreden des Reichstags in die Marokko¬

politik . Sie wissen ihre Interessen bei der Regierung gut geborgen ,
und sie können dieses ihr Wertzeug weit bequemer nach ihren »
Willen lenken als die vielköpfigen bürgerlichen Parteien . Vor allen

Dingen aber »vollen sie auch die sozialdemokratische Kritik an dem

gefährlichen Unternehmen unterbinden und verhindern , daß die

Sozialdemokraten die Parlamentstribüne benütze » zur Aufklärung
über die Natur und die Folge » des Schrittes von Agadir . So
»vird der Absolutismus in Deutschland aufs neue gestärkt , und den »

schaut das genasftthrte Kleinbürgertun » ruhig zu.
Die Gefahren des ' Abenteuers aber haben sich inzwischen schon

deutlich genug gezeigt . England hat sich entschiede » auf die Seite

Frankreichs gestellt . England wäre die Festsetzung Deutschlands in

Marokko schon deswegen ungelegen , »veil es darin eine Gefährdung
seines Seewegs nach Indien und Südafrika erblickt . Die Erklärung ,
die der englische Premierminister in » Unterhause gab , klingt ernst .

Eine plötzliche Verschärfung des Konfliktcs , der bisher verhältnis¬

mäßig ruhig verlief , ist daher durchaus nicht ausgeschlossen — jeden¬

falls ist die Gefahr eines Weltkriegs beträchtlich gestiegen . Das

Proletariat der zunächst in Betracht koininenden Länder Deutsch¬

land , England , Frankreich und Spanien »vird alles aufbieten nlüssen ,
um eine solche Zuspitzung zu verhindern . Die Berliner Arbeiter

habe » bereits in verschiedenen der 32 Wahlrechtsversammlungen ,
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die am 4. Juli abgehalten wurden , Protest erhoben gegen die Ex¬

pedition nach Agadir und ihre weitere Ausdehnung .
Den Reaktionären aber ist das Marokko - Abenteuer auch deshalb

erwünscht , weil sie davon eine Ablenkung des Volkes von den

inneren Mißständen erhoffen . Sie erwarten , daß im hurrapatrio¬

tischen Taumel die preußische Dreitlassenschmach , die Reichsfinanz¬

reform , die Reichsversicherungsordnung und alle anderen Sünden

der Regierung und der bürgerlichen Parteien vergessen werden , und

daß der Streit unter diesen Parteien selbst hinter der „ großen , ge¬
rneinsamen Sache " zurücktreten werde . Aus dem Strudel der Welt -

politik hoffen die Reaktionäre eine siegvcrheißende Parole für die

Reichstagswahlen schöpfe » zu können . Durch diese Berechnung muß

ihnen die Sozialdemokratie einen dicken Strich machen . An Material

zur Aufklärung und Aufrüttelung dcS Bolkes fehlt es wahrlich nicht .
Die preußische Wahlrechtssrage ist durch die Wahlreform in

Elsaß - Lothringen wieder in den Vordergrund geschoben worden .

Die freche , herausfordernde Art und Weise , mit der die Junker am
Vorabend des Landtagsschlusses einen fortschrittlichen Antrag auf
Einführung des allgemeinen , gleichen , geheimen und direkten Wahl¬
rechts im Dreiklassenhaus abgewürgt haben , war ein neuer Faust¬
schlag ins Gesicht der Entrechteten . Preußischer Zucht und Ordnung

angemessen ist diese Entrechtung der Proletarier und kleinen Leute ,
das war der Sinn der brutalen Erklärung des konservativen Führers

Heydebrand . Die preußischen Junier glauben das preußische Volk

so gut unter der Fuchtel zu haben , daß es sich diese Schmach ge¬

duldig gefallen lafien muß . lind der Ministerpräsident und Reichs¬

kanzler , der zu der Debatte nicht erschienen war , ließ , getreu dem

Willen seiner Herren , der Junker , in der „ Norddeutschen All¬

gemeinen Zeitung " erklären , daß er ganz wie sie der Ansicht
ist , daß man dem preußischen Volke ruhig weiter vorenthalten kann ,
was man den Elsaß - Lothringern gewähre » mußte ! Der Preis des

vorzüglichen Landtags , der dem Dreiklassensystem zu verdanken sei ,
fehlte natürlich in den Reden der Feinde des freien Wahlrechts
nicht . Tags darans wurde die Probe auf dies Erempel gemacht —

das Dreiklassenhaus erivieS sich als unfähig , seine Arbeiten fertig¬
zustellen , die „pftichtgetreuen " Abgeordneten der Rechten und des

Zentrums fehlten in ganzen Scharen . Daher mißlang die geplante
Vergewaltigung der Linken , ihre Obstruktion legte die Verhand¬
lungen lahm , und die Negiernng , die daran verzweifelte , die schweben¬
den Vorlagen noch durchzubekommen , machte dem kläglichen Schau¬
spiel des ständig beschlußunfähigen Hauses durch eine unvermittelte

Schließung der Tagung ein Ende . In der schmählichsten Form ,
einen Haufen unerledigter Arbeit hinterlassend , wurde dieses Parla¬
ment , mit dem selbst die reaktionäre preußische Regierung nicht
mehr auskommen kann , nach Hause geschickt . Jammernd gestehen
reaktionäre Politiker und Blätter ein , daß solche Borgänge das

Dreiklassenwahlrecht unmöglich machen , und mühen sich ab , Heil¬
mittel dagegen aussindig zu machen , während doch nur das demo¬

kratische Wahlrecht dieses Parlament arbeitsfähig machen kann .
Den Austritt des Scharfmacherverbandsvorsitzendcn Notger

ans dem Hau sab und ist der Abmarsch der Schwerindustriellen
im Ruhr - und Saarrevier gefolgt — in Berlin , Hamburg .
Stuttgart und anderen Orten sind vereinzelte Scharfmacher aus¬

geschieden . Die Eisen - und Kohlenbarone und die ihnen verwandten

Nnternehmcrkreise ziehen es vor , mit den Krautjunkern nnd dein

Zentrum zusammen Politik zu niache », weil ihuen diese in der

Bekämpsung der Sozialdemokratie und in der Schür , Zollpolitik ver¬

läßlicher sind ats der Hansabund . Im Nnhrrevier , wo unter

Führung Kirdorfs ein Eegenbnnd gegründet wurde , ist es von
den Großindustriellen direkt auf ein Wahtgeschäft mil dem Zentrum
abgesehen . Das Zentrum soll gegen Wahlhilfe in Essen , Köln
und Düsseldorf die Wahlkreise Dortmund , Bochum und

Duisburg der Sozialdemokratie entreiße » und dem politische »
Kommis der Scharfmacher , den Nalionalliberalen ausiiefern . Da
der Hansabund auch durch den vom preußischen Handelsminister
verfügten Anstritt der Innungen geschwächt werden wird , so ist
schon heute klar , daß es mit der gcoßeu einheitlichen Organisation
von Handel , Industrie und Gewerbe , dein Gegenstück zum Bund
der Landwirte , nichts ist . Zumal auch unter den im Hansabund
Verbleibenden noch starke Interessengegensätze bestehen .

Mit großen Gebärden nnd Worten wirst sich zurzeit der Libe¬
ralismus für die bedrohte Gewisseussreiheit ins Zeug , die er durch
die Amtsentsetzung des evangelischen Pfarrers Jatho aus Köln

durch das Glaubensgcricht der Landeskirche verletzt steht . So

mittelalterlich nun aber auch das Versahren der Kirche anmutet .
so muß man ihr doch das Recht zugestehen, ' einen Geistlichen , der

ihre grundlegenden Lehren , so das Dasei » eines persönliches Goties ,

ablehnt , vom Lehramt innerhalb ihres Rahmens zu entfernen .
Wenn Jatho und seine Anhänger konsequent wären , so müßten

sie aus der Kirche austreten und den Namen Christen ablegen .
Aber davor schrecken sie zurück . Die Gebildete » , die die kirchlichen

Dogmen nicht mehr verdauen können , scheuen doch vor dem Bruch
mit der Kirche zurück nnd beanspruchen naiverweise das Recht ,

innerhalb der Kirche sich eine Gefühlsreligion servieren zu lassen ,
die mit dem Christentum nicht mehr viel gemein hat , obwohl sie

andererseits von einem freien Denken ebenso weit entfernt ist .

Bei diesem widerspruchsvollen Aerhalten spielen allerlei Rücksichten

auf Verwandte , Karriere usw . sine mehr oder minder große uns

bewußte Rolle , vor allem aber wird es beeinflußt durch die Scheu ,

deni Volks , dem doch die alle Religio » , mit Himmel und Hölle .

erhalten bleiben muß , zu zeigen , daß die Gebildeten an diese Re¬

ligion nicht mehr glauben . Das Proleiariat hat mit der Jatbo -

bewegnng nichts zu tun , sür die künstliche Erhaltung der Kirche .
indem in ihr die widersprechendsten Lehren vereinigt werden , kann

es sich nicht erwärmen .

In Osterreich sitzen , nachdem die galizischen Wahlen be¬

endigt sind , S2 Sozialdemokraten im Reichsrat . In dem galizischen
Orte Drohobowicz richtete das Militär ein furchtbares Blutbao

unter den Wählern an , als diese sich gegen die frechen Wahl¬

fälschungen der Junkerclique zur Wehr setzte ». Der Ministerpräsident

Bicnerlh , dessen Mehrheit bei den Wahlen durch den Zusammen¬

bruch der Christlichsozialen zertriiinmert ivnrde , ist zurückgetreten .
An feiner Stelle sott Gautsch versuchen , eine neue Mehrheit für
die Regierung im Parlament zn schaffen .

Auch in Frankreich gab eS einen Ministerwechsel ! Die Gegner
des Proportionalwahlsystems unter den regierenden Radikalen ge¬
brauchten einen geringfügigen Vorwand , nm das für den Proporz
eintretende Ministerium zu stürzen . Mit diesem verschwanden auch
die sozialen Nssormen und Maßregeln , die es versprochen halte ,

so zum Beispiel der Zwang ans die Eisenbahngesellschaften . di. '

gemaßregellen Angestellten wieder einzustellen . Die Radikalen ver¬

rieten , daß sie innerlich mit diesen Versprechungen des Kabinetts

Monis durchaus nicht einverstanden gewesen sind , indem sie das

entgegengesetzte Programm des neuen Ministeriums Caillaux

billigten . So sind die kühnen Hoffnungen von einer Wandlung in

der radikalen Politik schmählich enttäuscht worden , die einige unserer

französischen Genossen auf das Kabinett Monis gesetzt hatten .

In Portugals Kammer zog der erste Sozialdemokrat ein —

die Nachrichte » lasse » nicht erkennen , ob seine Wahl der Kraft der

jungen Partei oder einem Zufall zu verdanken ist. tt . iZ

Gewerkschaftliche Rundschau .
Tie Entwicklung der Uiiternehmerorgauisationeu

hält mit derjenigen der Arbeiterorganisationcu gleichen Schritt .
Wurde auf dem Gewsrlschastskongreß mit Stolz vou über 2' , > Mil¬

lionen Mitgliedern berichtet , so zeigt das Wachstum der lknter -

nehmerverbände ein nicht minderes Erstarken des Gegners . In
S3 Reichsverbäuden , 474 Landes - und Bezirtsverbänden und

236l Ortsvcreinen zählten die Unternehmer 127424 Mitglieder mit

über 4 Millionen beschäftigter Arbeiter . Das ist gegen letztes Jahr
ein Mehr von 315 Verbänden init 1232 ! ) Mitglievern und 17276 »

beschäftigten Arbeitern . Eine erhebliche Zunahme hatten die Unter -

nehmervereinizungen in der Landwirlschasl , die ihnen neu beige¬
tretenen Mitglieder beschäftigen 46002 Arbeiter ! in der Textil¬

industrie . wo es nun 10420 Arbeiter mehr mit organisierte »

Kapitalisten zu tu » haben ? in der Industrie der Nahrnngs - und

Genußmillel — hier sind 57 554 Ardeiter den im letzten Jahre zu¬
sammengeschlossenen „ Brotherren " tributpflichtig — nnd in dem Bc -

kleidungs - und Reinigungsgewerbc , in dem die Zahl der Arbeiter
unter neu organisierten Betriebsiuhabern 51763 beträgt . Ei »

größerer Verlust an Mitgliedern , die zusammen 76 287 Arbeiter bc

schäftigten , ist im Baugewerbe eingetreten . Dieser Rückgang ist wohl
auf den Austritt der Berliner Baugeschäfte aus der Gesamtorgani -
sqttou während der vorjährigen Bauarbeiteraussperrung zurückzn -
sühreu. Die Fortschritte der Unternehmerverbäude müssen für die
Arbeiter und Albeiteriuneu ein Ansporn sein , ihre gewerkschastlicheu
und politischen Organisationen auszubauen , nm dem mächtigen
Gegner gut gerüstet gegenüberzustehen .

Der Dreistädtetarif im Buchbinderge werbe für
Berlin . Leipzig und Stuttgart ist » nnmehr zum erfolg¬
reichen Abschluß gelangt . Wir berichteten schon von der Erhöhung
der Minimallöhne sür Arbeiter und Arbeiterinnen und der Ber -

kürzung der Arbeitszeit auf 52h « Stunden pro Woche . Nun ist

auch der umfangreiche Akkordtarif einer gründlichen Revision unter¬

zogen nnd im wesentlichen verbessert worden . Der Tarif gilt sür
8500 Arbeiter und Arbeiterinnen in den drei Städten , die eine

durchschnittliche Lohnerhöhung von 10 Prozent erhalten . Der At -
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kordtanf , der am LI . Juli in Kraft treten soll , umfaßt in etwa

itXX) Positionen ILOVO einzelne Preisbestimmungen . Die Erhöhung
der Stundenlöhne erfolgte vom I. Juli ab . Die Arbeiter und Ar¬

beiterinnen haben in Versammlungen den Abmachungen zugestimmt .
Der internationale Seemanns streik , der sich in der

Hauptsache auf England konzentriert , hat in vielen Häfen schon

z » Erfolgen der Seeleute geführt ; in anderen Häfen streiken diese

noch fort , und es haben sich ihnen zum Teil auch die Hasenarbeiter
angeschlossen . Die siegreichen Seeleute haben neben Lohnerhöhungen
die Anerkennung ihrer Orgmiisation und die Abschaffung der Ar¬

beitskarten und der ärztliche » Nntersuchung durchgesetzt . Der Kampf
l at bereits die Nniernehmerorganisation den größten Teil ihres
Einflusses bei den englischen Reedern gekostet . In manchen Hafen¬
städten kam es zu Zusammenstößen mit der Polizei .

Im Streik der Hamburger Holzarbeiter und in dem

Ausstand im Magdeburger - Helmstedter Braunkohlen¬
revier ist keine wesentliche Änderung der Lage eingetreten .

Eine Tarisbewegung setzt in der Berliner Damenkon¬

fektion ein . Die Arbeiter und Arbeiterinnen haben den Unter¬

nehmern Tarifvorlagen eingereicht . Danach werden für Schneider

Wochenlöhne in der ersten Klasse von 40 Mb , in der zweiten Klasse
von SS Mk . und für Arbeiterinnen von 18 bis 28 Mk . verlangt . Den

Unternehmern sind die Forderungen am 15. Juli zugegangen , um
Antwort ist bis zum I. August ersucht .

Im Bäckerge werbe wurden noch einige weitere erfolgreiche
Tarifabschlüsse durchgesetzt , so in Mannheim , Eßlingen und
in den rheinisch - westfälischen Industriestädten ; in
Dresden dauert der Kampf zurzeit noch an .

Besonderes Interesse beansprucht eine Bewegung der Arbeiter
der Kan on en firm a Krup p. In einer Riesenversammlung unter

freiem Himmel sprachen vier Redner des MetallarbeiterverbandeS .

Bekanntlich hat der Reichstag am 5. Februar einen Beschluß ge¬

saßt , wonach die Reichsregicrnng ersucht wird , Arbeiten und Liefe¬

rungen für die Marineverwaltung nur an solche Firmen zu ver¬

geben , die die gesetzlichen Vorschriften einhalten , tarifliche Löhne

zahlen und zur Ärbeitervertretung Arbeiterausschüsse zulassen . Die

Firma Krupp wird vom Reiche mit Aufträgen überhäuft , hat aber

in den 5 Monaten , die seit der Beschlußfassung verstrichen sind ,

noch nicht den kleinen Finger gerührt , um den Forderungen des

Reichstags gerecht zu werden . Die gesetzlichen Vorschriften hin¬
sichtlich der Arbeitsbedingungen werden nach wie vor mißachtet .
Die Arbeitszeit ist ungleich und zum Teil viel zu lang . Arbeiter -

ausschnsse bestehen nicht , die Firma waltet immer noch als un¬

umschränkter Herr über die Arbeiter . Die Löhne lassen zu wünschen

übrig , ihre Niedrigkeit soll wohl durch Arbeiterwohlfahrt verbrämt

werden ; die Günstlingswirtschaft spielt eine große Rolle , nament¬

lich werden die Gelben besonders gehätschelt . Die versammelten

Arbeiter verpflichteten sich durch eine Resolution , für Durchführung der

im Reichstagsbeschluß betonten geregelten Arbeitsbedingungen sor¬

gen zu wollen . In der Bersanunlung herrschte eine bewunderns¬

werte Einigkeit , die auch nicht gestört werden konnte durch das

Bemühen der Christlichen , Zwietracht zu säen .
In der Nürnberger Metallspielwarenindustrie ist

eine Lohnbewegung eingeleitet . Die Arbeiter verlangen 38 bis 50 Pf . ,
die Arbeiterinnen 20 bis 26 Pf . Stundenlohn und Regelung des Ak-

lordwesenS . In Betracht kommen rund 2830 Personen , von denen

2580 im Metallarbeiterverband organisiert sind .
Die Lohnbewegung der Oderschifser konnte noch in letzter

Stunde vor Ausbruch eineS Kampfes beigelegt werden . Die Oder -

Elbe - Reedereicn bewilligten die Forderungen der Mannschaften .
Bessere Arbeiterschutzmaßnahmen und hygienische Einrichtungen

in der Schokolade - und Zuckerwarenindustrie halte die

Zentralstelle für Handel und Geiverbe in Württem¬

berg ins Auge gefaßt . Sie wandte sich an die Handelskammer
in Stuttgart um ein Gutachten darüber . Die Handelskammer war

jedoch der Ansicht , es läge keine Notwendigkeit vor , detaillierte

Maßnahmen für die betreffenden Betriebe zu schaffen , zumal sie
schon unter besonderer Aussicht der Gswerbeinspeklion ständen . Die

Arbeiterorganisation zu befragen , hielt sich die Zentralstelle nicht
für verpflichtet ; sie hätte von ihr eine andere Antwort bekommen
und auch ausreichendes Tatsachenmaterial , um weitere Schritte

unternehmen zu lönnen . Verordnungen zum Schutze der Arbeiterinnen

jener Betriebe würden auch im Interesse der Konsumenten liegen .
Eine unserer jüngsten Organisationen kann vom zweiten Fahre

ihrer Tätigkeit recht Ermutigendes berichten . Der Landarbeiter¬
verband gewinnt Schritt für Schritt an Boden . Die Worte eines

pommerschen Amtsrichters , die Landarbeiter brauchten kein Koali -

lionsrecht , da sie doch nicht wüßten , was das ist , werden damit
von diesen Proletariern Lügen gestraft . Anfang dieses Jahres zählte

der Verband in 425 Ortsgruppen schon 11232 Mitglieder . Orts¬

gruppen und Mitglieder verteilen sich auf die 5 Agitationsgebietc
des Verbandes wie folgt : Gau Mecklenburg - Pommern zählt
87 Ortsgruppen mit 2051 Mitgliedern ; Gau Mitteldeutsch¬
land — Sachsen und die mitteldeutschen Kleinstaaten — hat in

110 Ortsgruppen 2943 Mitglieder ; Gau Bayern vereinigt in

68 Ortsgruppen 2001 Mitglieder ; Gau Südwestdeutschland

hat in 74 Ortsgruppen 1800 Mitglieder ; das übrige Deutschland weist

noch 36 Ortsgruppen mit 2437 Mitgliedern auf . In den Landkranken¬

kassen wurde den Landarbeitern das Verwaltungsrecht unter dem

Vorwand vorenthalten , es mangle ihnen die Fähigkeit zu seiner Aus¬

übung . Dieses Gerede machen die Landarbeiter durch ihre organi

satorische Tätigkeit im Verband und in über 400 Ortsgruppen zu -

schanden . In der kurzen Zeit seines Bestehens konnte der Ver¬

band bereits einige erhebliche Verbcsserungen der Arbeitsbedingungen

durchführen . Seine Unterstützungseinrichtungen sind gleichfalls von

großem Werte für die Mitglieder . An Krankenunterstützung wurden
4097 Mk. , an Gemaßregeltenunterstützung 1397 Mk . und für Rechts¬

schutz 2831 Mk . verausgabt . Besonders für Rechtsschutz werden

größere Mittel erforderlich sein , da durch die mittelalterliche Ge -

sindcordnung , unter der die Landarbeiter noch stehen , viele Kon¬

flikte sich ergeben , die der Verband für seine Mitglieder auf dem

Rechtsweg durchfechten muß . Der Verbandsvorstand befaßte sich
in 561 Fällen mit dem Rechtsschutz seiner Mitglieder . In 59 Fällen
konnte durch Klage , manchmal auch durch Verhandlungen 2958 Mk .

Lohn für Landarbeiter erwirkt werden . In Strafprozessen wurde

13 mal «in Freispruch erreicht , weiter wurden in 50 Fällen von an ?

der Arbeiterversicherung herrührenden Rechtsansprüchen für die

Mitglieder Erfolge erzielt . Der „ Landarbeiter " erscheint in einer

Auflage von 20000 Exeniplare » . Trotz der rücksichtslosesten Be¬

kämpfung durch Amtsvorsteher , Gendarm und Gutsbesitzer schreitet
die Organisation der Landarbeiter , die auf besonders schwierigem
Boden zu kämpfen hat , mutig und erfolgreich vorwärts . -fff

Aus der Holzarbeiterbewegung . Eine bemerkenswerte Aner¬

kennung gewerkschaftlicher Tätigkeit brachte die diesmalige Jahres¬
versammlung des Arbeitgeberschutzverbandes für das

deutsche Holzgeiverbe . Gleich der Berichterstatter über die

diesjährigen Tarifverhandlungen führte aus , daß es jedesmal im

Frühjahr dem Arbeitgeber in den Nerven zucke , wenn er nur das
Wort „ Tarifverhandluugen " lese , denn „ es kostet ihm jedesmal eine
Stange Geld " . So — nämlich mit den Bewilligungen an die Ar¬
beiter — gehe es unmöglich weiter . Der Gegner sei immer be¬
strebt , die Verträge lediglich im „ eigenen Interesse " auszugestalle »,
das heißt in dem der Arbeiter . Denselben Klageton über die große >
Zugeständnisse im letzten Frühjahr an die Arbeiter schlugen alle

Diskussionsredner an . Einzelne Unternehmer bedauerten , daß mau

auf das vierte Vertragsjahr eingegangen sei und somit den e>-

sehnten Reichstarif in weite Ferne gerückt habe . Das sei kein

Ruhmestitel für den Arbeitgebcrverband . Der Schutzverbande -
vorsitzende selbst rechnete seinen Mitgliedern vor , daß allein die

Bewilligungen dieses Frühjahrs den Holzarbeitern folgende Mehr¬

einnahmen bringe » würden : im ersten Vertragsjahr 633000 Mk. ,
im zweiten 1276000 Mk. , im dritten 1600000 Mk. und schließlich
im letzten Jahre gar 4233800 Mk. Um diese großen Summe i
wird also das Einkommen der betreffenden Arbeiter höher sein ,
als es ohne die von der Organisation eingeleitete Lohnbewegung

gewesen wäre . Tie Bestätigung eines solch nennenswerten Er¬

folges gewerkschaftlicher Tätigkeit ans Arbeitgebermund sollten sich
alle jenen Arbeiterinnen und Arbeiterfrauen merken , die den Bei¬

trag für die Gewerkschaft als unnütze Ausgabe ansehen . Selbst

wenn die Gewerkschaftsbewegung den Arbeiter » keinerlei sonstigen
Vorteile böte , würde diese Lohnerhöhung allein schon eine glänzende

Verzinsung der in ihrem Dienste gebrachten Opfer sein . Ihren

Mißerfolg im Kampfe mit dem Holzarbeitcrverband glaubten die

Unternehmer aus die zentralen Verhandlungen zurücksühren zu
müssen . Sie wollen nun künftig die Verhandlungen bezirks¬
weise führen . Nützen wird ihnen das ja auch weiter nicht viel ,

dafür bürgt schon die gute Organisation der Holzarbeiter . Die

Interessen der Arbeiter wird der Holzarbeilervcrband bei künftigen
Tarifverhandlnngen und Kämpfen um so Keffer wahren können ,

je mehr Arbeiter und Arbeiterinnen er unler seinen Fahnen zählt .
Wenn die Arbeitgeber auf ihrer Versammlung klaglcn , daß ihnen

bald überhaupt nichts mehr zu bewilligen übrig bleibe , so kann

kein Arbeiter dabei ernst bleiben . Dasselbe Lied haben die Unter¬

nehmer ja bei jeder ihnen abgezwungenen Lohnerhöhnna ange¬

stimmt , auch weun die niedrigste » Löhne nur um das Geringste

verbessert wurden . Ihren angeblich verlustbringenden Betrieb Hab n

sie aber trotzdem nicht eingestellt , um das angeblich bcneidenswerle

Los der Proletarier auf sich zu nehmen .
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In der Holzindustrie haben denn auch mit der Tariferneuerung
im Frühjahr die Lohubeivegungcn der Arbeiter dieses Jahres leines -

ivegS ihren Abschluß gefunden . Aus dieser Tarifbeivegung stammt

noch der große Kampf in Hamburg , wo die Unternehmer nicht

zum Schutzverband Rahardtscher Richtung gehören . Ebenso ist

heute ein Streik in der Pianofabrik Rawic in Osnabrück

noch nicht zu Ende gekommen . In den Orten Forst , Finster -
walde und Kelkheim bedurfte es trotz der Berliner Tarisver -

handlungen langen Kampfes , bis sich die Unternehmer in das Un¬

vermeidliche fügten .
In Rabenau stehen die Stuhlarbeiter schon 15 Wochen im

Streik . Die Fabrikanten glaubten sich mit Arbeitswilligen durch -

helfcn zu können ; sie mußten aber erst vor kurzem den Schmerz

erleben , daß ihnen ein Schwärm dieser Brüder durchging , den sie

sich aus dem sächsischen Vogtlande verschrieben hatten . Kämpfe in

der Stuhlindustrie sind meist erst nach längerer Dauer entschieden
worden , so daß die Langwierigkeit des jetzigen Streiks die Arbeiter

nicht entmutigen kann . In Worms sind es nunmehr über
12 Wochen her , daß die Tischler den ihnen von den Unternehmern
hingeworfenen Fehdehandschuh aufnahmen und in Streik traten .
Die Meister führen hier bittere Klage , daß ihnen ihre paar Arbeits -

willigen von den ebenfalls bestreikten Hamburger Betrieben weg¬
geschnappt werden .

Unter den armen Thüringer Pfeifendrechslern ist es in

Waltershausen zu einem Lohnkampfe gekommen . Eine Reihe
kleinerer Orte hat in der letzten Zeit Lohnbewegungen zu einem

erfolgreichen Abschluß gebracht . Wie diese Beispiele zeigen , sind
die organisierten Holzarbeiter auf dem besten Wege , auch in den

nicht unter die allgemeine Tarifgemeinschaft fallenden Orten und

Zweigen der Industrie die Arbeitsbedingungen zu bessern und die

Lebensverhältnisse zu heben . kk .

Ans der Tcxtilarbciterbcwcgung . Die Forderung der Arbeits¬

ruhe am Sonnabend nachmittag hat dank der Aussperrungsmaßnahmen
der süddeutschen Industriellen rasch in weiteren Kreisen der deutschen
Textilarbeiterschaft Eingang gefunden und die Grenzen Bayerns
längst überschritten . Allerorts wird diese Forderung von den Textil -
prolclariern erörtert . Allerdings kann das Ziel , wie die Dinge zur¬
zeit liegen , nur schrittweise erreicht werden . Die Meeraner Fär¬
bereiarbeiter mußten bisher noch bis t> Uhr abends an Sonn¬
abenden in der Fabrik tätig sein . Sie wandte » sich an die Unter¬

nehmer mit dem Ersuchen , die Betriebe Samstags schon um 4 Uhr

zu schließen . Die Unternehmer rührten sich nicht . Daraufhin ver¬
ließen die Arbeiter zweier Betriebe am Sonnabend ohne weiteres
um 4 Uhr die Arbeitsstätte . Ein Unternehmer verlangte nunmehr
von den Arbeitern , sie sollten sich schriftlich verpflichten , am Sonn¬
abend bis um 6 Uhr zu arbeiten . Als diese sich dessen weigerten ,
drohte der sächsisch - thüringische Färberverband mit Aus¬

sperrung . Durch Vermittlung des Meeraner Bürgermeisters kam
eine Einigung zwischen Arbeitern und Unternehmern zustande . I »
Meerane bewilligten die Fabrikanten den Fünfuhrschluß am Sonn¬
abend . Das gleiche erzwangen die Textilarbeiter in Glauchau ,
Gera und Greiz . In stürmischen Lohnkämpfen stehen zurzeit die
Arbeiter in den norddeutschen Jutebetrieben . Die außer¬
ordentlich günstige Konjunktur veranlaßte die Arbeiter , Forderungen
zu stellen . In Schifsbeck , Hemelingen und Delmenhorst ist
es zum Streik gekommen . Die Betriebe in Schiffbeck und Heme¬
lingen ruhen . In Sommerfeld wurde durch sechswöchigen Streik
eine Lohnverkürzung zurückgewiesen . In Crimmitschau haben die
Weber und Weberinnen die Unternehmerorganisation um Einführung
einheitlicher Lohnberechuung und gleicher Akkordlohnsätze ersucht . Inj -

I. k . Zum Streik in den Singcrschen Nähmaschinenwrrken
zu Glasgow ( Schottland ) wird der bürgerlichen „Österreichischen
Rähmaschinen - Zeitung " aus London geschrieben : „ In den Streik
traten 12M Arbeiter und Arbeiterinnen , die alle ungelernt waren ,
da die Leitung der Fabrik weniger auf die Qualität der Arbeits¬
leistung als auf die Menge und insbesondere aus niedrige Arbeits¬
löhne hielt . Diese letzleren nun hatten bereits einen Tiefstand er¬
reicht , den selbst der hartgesottenste Manchesterhäuptling als un¬
sozial bezeichnet hätte . Bon den übrigen Praktiken und Spiegel¬
fechtereien , die man den Angestellten gegenüber seit jeher übte , sei
hier gar nicht die Rede ; sie sind überall zur Genüge bekannt und
unliebsam bemerkt worden . Aber die Tatsache , daß wir nur von
ungelernte » Arbeitern hören , muß man sich jedenfalls merke » . Wir
sehen hier wieder das System Singer bloßgelegt , das nicht im ge¬
ringsten jene fanfarouesken Rückschlüsse gestattet , die dem kaufenden
Publikum in bezug aus die alleinseligmachende „ Singer 66 " so
gern eingeredet werden . Der Geschäftsführer der Firma , ein ge¬
wisser Park , hat seine Fertigkeit im Bauernsang diesmal an den
streikenden Arbeitern erprobt , hat ihnen sein ehren wörtliches

Versprechen gegeben , niemanden wegen dieses Streiks zu entlassen .

Nachdem aber die Arbeit wieder aufgenommen worden war , hat
er alle Führer aufs Pflaster geivorfen . Dieses perfide Verhalten

sollte nicht ungerächt bleiben . Der „ Forivard " , die Glasgower

Arbeiterzeitung , forderte zur Abwehr gegen solche Verfolgung der

Arbeiter einen internationalen Boykott der Singerschen Näh¬

maschinen . Er schreibt : „ Möge das Internationale Bureau die

Sache sofort in Angriff nehmen . Wenn wir nicht die systematische
Maßregelung von Sozialisten durch eine große internationale Aus¬

beuterfirma wie die Singersche verhindern können , so nützt es nichts ,
von einer Verhinderung des Krieges zu reden . " Die „ Justice "

unterstützt diese Anregung . „ Die Masse der Singerschen Kunden, "

so heißt es in ihren Spalten , „ gehört der Arbeiterklasse an . Aber
eine Singersche Nähmaschine gehört nicht zur Notdurst des Lebens .
Sie bedeutet nicht Speise und Trank oder Kleidung . Überdies gibt
es andere Nähmaschinen auf dem Markte , die ebenso gut sind wie

die Singerschen . Es bedarf deshalb keines Opfers , wenn man sich

weigert , Singer - Maschinen zu kaufen . Bei der Wahl einer Näh¬

maschine hat die Hausfrau vollkommene Freiheit . Hier haben wir

daher einen Fall , in dem die Frauen einen gewaltigen Einfluß aus¬

üben können , obwohl sie das Wahlrecht zum Parlament nicht be¬

sitzen . Wenn die Frauen die Sache ernstlich in Angriff nehmen ,

so kann der Firma Singer — und durch sie anderen — gelehrt
werden , daß sie zivar eine Truppe Arbeiter besiegen mag , diese je¬

doch nicht ungestraft maßregeln kann . "

Notizenteil .
Wohnungsfrage .

Wohnungsnot weiblicher Personen . In vielen Großstädten
macht sich die Wohnungsnot namentlich für alleinstehende weibliche

Personen bemerkbar . Einem Mädchen , das auf seiner Hände Arbeit

angewiesen ist und nicht bei den Eltern wohnen kann , fällt es

häufig äußerst schwer , eine passende Wohnung zu finden . Das

Mädchen sucht und sucht , meist vergebens , und verliert viel Zeit .
Wie oft wird ihm die Tür vor der Nase zugeschlagen mit den

Worten : „ Wir vermieten nicht an Damen . " Und doch sind so viele

Arbeiterfamilien auf das Vermieten einzelner Zimmer ihrer Woh -

nung angewiesen und würden sicher gern ein Mädchen in sogenannte

Aftermiete nehmen . Denn meistens werden heute teure Wohnungen

gebaut , da der Bau von kleinen Wohnungen nicht mehr rentabel

genug ist . Bauspekulanten bauen nur noch Häuser mit Drei - bis

Fünfzimmerwohnungen . Nicht überall gibt es gemeinnützige Bau¬

gesellschaften , die sich den Bau von Kleinwohnungen besonders an¬

gelegen sein lasse ». Der Arbeiter muß daher eine Wohnung mieten ,
die an sich für seine Familie nicht zu groß wäre , für die er aber

500 bis 600 Mk . pro Jahr zahlen muß , ein Betrag , der fast die

Hälfte seines Jahresverdienstes verschlingt . Die Folge ist , daß der

Arbeiter gezwungen ist , ein oder mehrere Zimmer dieser teure »

Wohnung weiter zu vermieten , womit er ein großes Risiko auf sich
nimmt . Gar häufig fordert er am „ Ersten " des Monats den After¬
mieter vergeblich zur Zahlung auf oder muß den heimlich „ Ver¬

zogenen " erfolglos suchen , um sein Geld zu erhalten . Der Haus¬

besitzer aber hat das ganze Risiko auf den Mieter abgewälzt , dem

er auch noch die üblichen Nebenabgaben , wie Haussteuer , Kamin¬

fegergebühren usw . aufhalst .

Zu allem dem mehren sich die Fälle , in denen der Haus¬

besitzer den Mietern Vorschriften über die Weitervermietung ihrer

Zimmer macht . Viele Mietverträge haben den Vermerk : „ After -
vermielung nur mit besonderer Genehmigung des Hausherrn ge¬
stattet . " Andere enthalten wieder die Bestimmung , daß die After¬
vermietung „ nur von Fall zu Fall gestattet " ist . Macht nun der
Mieter bei Abschluß des Vertrags Bedenken gegen solche Bestim¬
mungen geltend , weil er doch unbedingt auf Astervermietung an¬

gewiesen sei , so tröstet ihn der Hausherr mit dem Hinweis auf
Sitte und Gebrauch , auf das Entgegenkommen seinerseits usw .
Kommt es aber zum Konflikt mit dem Hausbesitzer , so ist das

mündliche Versprechen wertlos , da die meisten Mielverträge den
Vermerk tragen : „ Mündliche Vereinbarungen sind ungültig " oder

„ Alle Vereinbarungen müssen schriftlich geschehen " , was leider beim
Mieten meist übersehen wird . Häufig mietet ja die Arbeiterfrau
die neue Wohnung , weil der Mann wenig Zeit hat , herumzulaufen
und zu suchen . Auch ist es gut , daß die Frau die Wohnung sucht ,
weil sie gewöhnlich Mängel eher entdeckt als der Mann . Dafür
wird aber ein schlauer Hausherr mit unkundig « : Arbeiterfrauen
auch leichter fertig als mit dem Mann , und schnell ist der Vertrag
geschlossen , da die Zeit drängt , und der gute Hausherr so liebens¬

würdig alles „ versprochen hat " . Der Rest ist dann gar häufig eine
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aussichtslose ! <lage , von schweren Opfern des Mieters abgesehen .
Dazu kommt noch , dasz durch solche Porgänge sehr oft Streit in
eine Arbeiterfamilie getragen wird . Ter Manu macht der Frau
Porwürse . daß sie nicht vorsichtiger war , und die Frau erwidert
mit Recht , das , der Manu ja auch den Vertrag erst studieren
konnte , bevor er ihn unterschrieb . Neuerdings kommen » » » mehr

auch Mietverträg « auf , die den Vermerk tragen : „ Astervermictung
ist nur an anständige Herren gestaltet . An weibliche Per -
senen ist eine Aftervermietung ausgeschlossen . " Auch

diese Verträge werden gedankenlos unterschrieben . Oft kann dann der

arme Mieter lange auf einen „ anständigen " Herrn warte » . Nach
dem Wortlaut seines ungeheuerlichen Vertrags darf er sein leer¬

stehendes Zimmer nicht an ein Mädchen vermieten , selbst wenn

er die besten Beweise in Händen hat , daß dieses noch anständiger

ist als der „ anständige " Herr , der die Wohnung heimlich verließ

und die Miete schuldig blieb usw . Ist das nicht ein Skandal ?

Mit welchem Rechte mischt sich ein Hansherr in diese Angelegen¬

heiten ? Vermietet er seine Wohnung an Arbeiter , die von vorn¬

herein auf Aftervermietung angewiesen sind , so muß es ihm auch

gleichgültig sein , ob dieser an anständige Herren oder Damen ver¬

mietet . Trotzdem kann er es wagen , den Mietern vorzuschreiben ,

daß sie an keine weibliche Personen vermieten dürfen , auch ivenn

diese vielleicht iveit anständiger sind als der Hausherr mitsamt
seiner ganzen Sippschaft . Sollten diese neuen Mietverträge Schule
inachen , so kann die Zeit bald kommen , daß Mädchen in der
t ' roßstadt überhaupt leine passende Wohnung mehr finde » können .
Was sollen sie dann beginnen ? Die Städte müßten zugleich mit
l illige » gesunden Arbeiter , vohnunge » auchMohnnngen und Logier -
hänscr für alleinstehende Personen erbauen , doch sind wir heute

noch sehr weit von diesen » Ziele entfernt . Die meisten Gemeindcn

kümmern sich ja kaum um die wichtige Frage . Am meisten freue »

sich über den heutigen unleidlichen Zustand unsere Mucker . Sie

sehen es sehr gern , wenn junge alleinstehende Mädchen ihre Häuser
aufsuchen , dort „billige " Zimmer mieten und sich dadurch ganz

unter den Einfluß der betenden Herrschasten begebe ». Es gibt ja

schon Muckervercine , die auf die Wohnungsnot alleinstehender

Mädchen spekuliere », um diese eher für ihre Ziele einsangen zu
können . Sie mieten ganze Häuser und richten diese zu Logicr -
zivecken ein . Es ist aber nicht der Geschmack jedes Mädchen ? , sich
in solche frommen Hände zn begeben , zumal wenn es frei erzogen
ist oder sich zu einer freieren Lebcnsanschauung durchgerungen hat .

Für diese jungen Arbeilerinnen ist der jetzige Zustand doppelt schliinm .

Doch könnten die Arbeiter als Mieter viel bessern , wenn sie

sich geschlossen gegen die uncrhorte Bevormundung durch die Haus¬

besitzer wehren würden . Gewiß muß der Arbeiter infolge der

Wohnungsnot heute viel in Kauf nehme » , und der einzelne ist

machtlos dagegen . Würden icdoch alle Mieter sich die vorgelegten

Mietverträge erst genau ansehen und dem Hausherrn dann er¬

kläre », daß sie lieber auf die Wohnung verzichten , als sich solch

unwürdigen Bedingungen unteriverfen , so würde diese Art Miet¬

verträge bald verschwinde » . Daher sollten in erster Linie die Ar -

beitersrauen beim Mieten einer neuen Wohnung sich über die

Bedingungen genau erkundigen und alle Mietverträge energisch

zurültweijcn , die den Launen und der Willkür der Hausherren Tür

und Tor ötfnen . Damit könnte der Wohnungsnot der alleinstehenden

Mädchen auch ein wenig gesteuert werden . Die große Mehrzahl

unserer Arbeilcrinneu , Verläuserinnen usw . , die allein im Leben

stehen und sich eine passende Wohnung selbst suchen inüssen , sind

doch wahrlich anständig . Unanständige Mädchen finden leichter
eine Unlerkunsf , und genug Hausherrn » sind gern bereit , ihnen
Wohnung zu geben , » venu sie dabei ein gutes Geschäft machen
könne » . L. V.

Frauensttmmrecht .

Das Frauenstuumrccht abermals vor den » prenstischeu Ab¬

geordnetenhaus . Nichts kennzeichnet schärfer den Umschwung , der

sich in der Ausfassung von der sozialen Stellung und dem politischen

Rechte des weiblichen Geschlechts anzubahnen beginnt , als daß

in dem preußischen Privilegiciiparlamenl neuerlich ziveimal die

Forderung des Fraueinvahlrechts erhoben ivurdc , kaum daß die

Worte verstummt »varei », nlit denen sie die Sozialdemokratie be¬

fürwortet hatte . Und zivar handelte es sich das erste Mal »»»» das

politische , das andere Mal um das kommunale Fraucnivahl -

recht . Ten Anstoß dazu , daß für das »veibliche Geschlecht volles

Bürgerrecht im Staate zur Mitwirkung au der Gesetzgebung ge¬

heischt ivurde , gab ein Anlrag der Fortschrittlichen Volks -

partei auf die " Einführung des Reichstagswahlrechls und

Neileinteilung der Wahlkreise in Preußen . Er wurde von

dein aufrechten bürgerlichen Demokraten Träger mit der eleganten
Kunst eines feinen Florettfechters verteidigt , der eine » persönlichen

Gegner tödlich treffen kann , aber außerstande ist , eine Trutzburg
der GcldsackSgewalt über den Haufen zn rennen . Und wenn es

auch in der Natur der Sache , das heißt dem Wesen der Forl -

schrittlichen Volkspartei lag , daß die Demolratie des Antrags vor
dein Rechte der Franc » Halt machte , so verdient es immerhin
unterstrichen zu »verden , daß ihr Wortführer auch nicht einmal
nebenbei einen armselige » Satz für die volle politische Gleich -
berechtigling deS weiblichen Geschlechts gesunde » hat . Denn dieser
Wortführer ist der nämliche Dichter Träger , der bei Partcibanketten
und anderen festlichen Gelegenheiten „die holden Damen " gar
beredl zu seiern »veiß . WaS die bürgerliche Teinokratis unterließ ,
das machte auch diesmal die Sozialdemokraue gut . Es war die

lodernde , zornige Empörung der politisch Rechtlosen , die ans der

kräftigen und volkstümlichen Rede des Genossen Adolf Hofsmann
sprach , eine Empörung , die ebenso die brutalen Rechtsverweigerer
geißelte wie die laue » und falschen Wahlrechtssreunde . In dieser
Rede durste eine eindringliche Begründung des Frauemvahlrechts
nicht fehlen , und Genosse Hoffmann gab sie mit der festen , freudige »»
tiberzeugung eines der ältesten Vorkämpfer der politischen Gleich¬
berechtigung des »veibliche » Geschlechts in Deutschland .

Die Beratungen de ? Geldsackparlanicnts über einen Gesetzent -
»vurs zur Reform der Genieindeordnung in der Rhein¬

provinz wurde zum Al » sgangspnnkt der Anscinandersetzungcn
über das koinmunalc Franenwahlrecht . Wenn »vir vorausschicken ,
daß dazu ein Beschluß des Herrenhauses vorlag , Frauen in der
Gemeinde ein Recht einzuränmcn , und ein Antrag der Fort¬
schrittlichen Bolkspartei , so braucht man nicht Prophet zu
sein in Israel , um voraus zu wissen , daß die Sache ihren Haken
haben mlißte , und das einen großen . So »var es in der Tat . Die
auserlesene Blüte der preußischen Gesetzgeber , »vi « sie durch die

geborenen und allerguädigst ernannten Herrenhäusler vertreten
»vird , hatte in den Gesetzentwurf der Regierung eine Bestimmung
eingefügt , die den handlungsberechtigten Großgrundbesitzerinncn
das Wahlrecht in der Gemeinde zuerkennen »voll ! «, das sie jedoch
nicht pe»jö »lick ) , sondern nur durch Stellvertreter ausüben sollten .
Genosse Hirsch wies in der ersten Lesung dieses Vorrecht für
den Besitz nachdrücklich ab und stellte » hm die Forderung eines
wirklich demokratische » Wahlrechts für alle Frauen eiitgege ».
Voin Zentrum wendete sich der Abgeordnete Linz »nit EinerseitS
u » d Andererseits gegen die Bestiminniig . „ Meine Freunde " , so
erklärte er , „ sehen darin eine sehr bedenkliche Eriveilerung des
privilegierten Rechtes , und cs wird zu überlege » sein , ob »vir dieses
Vertretungsrecht ausschalten , weil damit auch »vieder eine große
Anzahl von neuen Privilegierten einzieht . " Bei der zweiten Lesung
»vard eingehender über das geforderte Recht des »veibliche » Gcld -
sacks debattiert , das die Fortschrittliche Volkspartei noch beträcht¬
lich erweitern wollte . Sie forderte , daß die Großgrundbesitzerinncn
als sogenannte Meistbegünstigte auch Sitz und Stimme in den
Gemeinderüten haben sollten . Ten entsprechenden Antrag bekämpsie
der Regierungsvertreter vr . Freund unter Berufung auf den
Gesetzcstext über die Qualisikatio » der Meistbegünstigte » mit bil¬
ligen Mätzchen über die verlangten „ Heriuaphroditeneigenschaslen " ,
Mätzchen , die am Stammtisch von Wsißbierphllilteru eher am Platze
gewesen wären als in einen » Parlament , die aber die übliche ver¬

ständnisvolle „Heiterkeil " der Erwählten des DreiklassenwahlrechtS
auslösten . Auch der sreikonservative Führer Freiherr voi »

Zedlitz und Neunkirchen ivollle von „ der Zulassung der Mann¬
weiber zum Gemeinderat " nichts »vissen und »varnie wegen der

„ Koiisequenzen " vor einer entsprechenden „ Gelegcnheitsgesetzmache -
rei " . Ernst und würdig setzte sich unser Genosse Hirsch auch mit

dieser bösartig plutokratischen Forderung auseinander , jedoch nicht ,
ohne gebührend der seichten Witzelei des Regicrungsvertreters ans
die Finger geklopft zu haben . Zum Beweis sür den reaktionären ,
klassenegoistischen Charakter des Antrags zog er eine srauen -
rechtlerische Petition heran , in »velcher der Frauenstimm -
rechtsvcrband für Westfalen lind der Nheinisch -
Westfälische I r a u e n v e r b a n d für die Großgrundbesitzeriniien
das fragliche Privilegium mit der Begründung heischt , „ daß cs sür
diese von großer Bedeutung sei , bei allen ihren Grundbesitz be¬

treffenden Fragen — Ausbau der Wege , Anlegung neuer Vertehrö -

straßcn us >v. — ihre Interesse , » mit vertreten zu dürfen " . Vor

Tische — bei bürgerlichen Frauentage » — pflegt man es meist

anders zu lesen . Da stellen sich zur Bemäntelung des Vorrechts

schöne Worte von der Vertretung der Interessen auch der „ armen

Schwestern " ein . Selbstverständlich empfahl Genosse Hirsch auf ?
neue warm und überzeugend die Forderung des allgemeinen
kommunalen Frauen Wahlrechts . An den Pranger gc -
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schlagen muß die Begründung werden , welche der Sprecher der

Fortschrittlichen Volkspartei deren Antrag gab . Der Ab¬

geordnete Eickhoff betonte nachdrücklich , daß seine Partei das

komiuunale Frauenwahlrecht nicht als ein Recht der Person

fordere , vielmehr lediglich als ein Sachrecht , als ein

Recht des Grundeigentums , daß daher auch die privile¬

gierte Grundbcsitzerin nicht zu verpflichten sei , ihr Recht selbst aus¬

zuüben , es müsse ihr freistehen , es auf einen Stellvertreter zu über¬

tragen . Sein Parteifreund Wald st ein verteidigte ebenfalls das

begehrte Recht lediglich als Sachrecht , und was er zur Entschuldi¬

gung dieses Verrats an der Demokratie vorbrachte , war ein be¬

langloses Lallen über den Zwang der Selbstbescheidung , nicht mehr

zu fordern , als man zu erhalten hoffe . Wobei natürlich das Ende

vom Liede war , daß der „ unentwegte " Freisinn gar nichts erhielt .
Der Antrag wurde abgelehnt , ebenso wie die von den Herren er¬

hobene Forderung — die recht und billig war — , die Bestimmung
zu streichen , nach der die Frauen nicht einmal als Zuhorerinnen zu
de » Gemeindeberatungen zugelassen sind . Vermerkt sei , daß der

nationalliberale Gottschalk sich mit dem aktiven Wahl¬

recht der Großgrundbesitzerinnen im Namen seiner Freunde ein¬

verstanden erklärte . Das ebenfalls unter starler Betonung des

„ dinglichen Charakters " auch dieses Privilegisnrschts und der zu
schaffenden Möglichkeit , den Frauen eine gewisse Anteilnahme an

den Gemeindeverhandlungen zu gewähren . Wir werden das Wich¬

tigste ans den Reden zum politischen und kommunalen Frauen¬

wahlrecht » och nachtragen . Es handelt sich um Ausführungen , die

sich dem Bewußtsein der Proletarierinnen einprägen müssen , die

ihr volles Bürgerrecht erkämpsen wollen .

Ter sechste Kongreß des Weltbundes für Fraueustimmrecht
hat vom 12. bis 17. Juni in Stockhol in gelagt . Nach den bis

jetzt vorliegenden Berichten zu urteilen , ist er eine glänzende Heer <
schau der bürgerlichen Frauenrechtlerinnen gewesen , die mehr demon¬

strativ gewirkt als positive Arbeit geleistet hat . Das geht ziemlich
unverblümt aus dem Bericht von Frau Breitscheid in dem „ Freien
Volk " hervor , wie etwas zurückhaltender aus Frau Eauers „ Stim¬
mungsbildern " in der „ Frauenbewegung " . Der „ Weltbund " wird

sichtlich von der Flutwelle der sozialen Entwicklung emporgehoben .
Bei seiner Gründung vor nenn Jahren in Washington schloffen
sich ihm die nationalen Frauenstimmrechtsorganisationen von fünf
Ländern an , heute sind ihm die von 24 Staaten angegliedert . In
13 davon haben die Frauen im Verlauf der letzten sieben Jahre
inehr politische Rechte erworben , als sie bis dahin besaßen . Die

Verhandlungen zeiligten natürlich manche fruchtbare Anregung ,
Debatten von größerer Bedeutung drehten sich um zwei Fragen :
erstens , ob sich die Frauen den politischen Parteien der Männer

anschließen oder eigene Parteien , beziehungsweise abgeschlossene

Gruppen innerhalb der alten politischen Parteien bilden sollten ;

zweitens , ob der Weltbund für oder gegen das allgemeine Wahl¬

recht sei . In der ersteren Frage kam keine Emigung zustande , oie

zweite wurde durch eine reichlich zweideutige Resolution beant¬

wortet , die es der Frauenstimmrechtsorganisalion jedes Landes

überläßt , für die Form des Wahlrechts einzutreten , die ihr zu einer

gegebenen Zeit geboten erscheint . Wir werden auf den Kongreß
noch eingehend zurückkommen , wenn mehr ausführliche und zuver¬
lässige Berichte darüber veröffentlicht worden sind .

Eine Niesendemonstration der englischen Francnstimni
rechtskämpferiunen hat am 17. Juni in London stattgefunden .
Sie mochte gegen 4t) OVO bis övcxx ) Teilnehmerinnen zählen , die in

einem Zuge von sieben englischen Meilen Länge vom Themseufer
nach der Albert Hall marschierlen . An der Spitze gingen
7lX) Frauenrechtlerinnen , die für die Sache des Frauenstiinmrechts
im Gefängnis gebüßt hatten ; aus den Provinzorten und dem Aus¬
land nahmen frauenrechtlerische Vertretungen an der Demonstration
teil , die sich durch ihren künstlerischen Geschmack auszeichnete und
einen Luxus zur Entfaltung brachte , der allzu deutlich verriet , daß
es sich in der Hauptsache nicht um eine Volksbewegung handelt ,
vielmehr um eine Bewegung der besitzenden Frauenwelt . Diese
stellte unzweifelhaft die stärksten und malerischsten Gruppen des

Zuges , in dem übrigens auch kleine Fähnlein von Fabrikarbeite¬
rinnen , Lehrerinnen und Krankenschwestern — die berufsmäßige
Krankenpflege ist in England ein ausgedehnter und sehr geschätzter
Frauenberuf — und andere weibliche Erwerbstätige in stattlicher

Zahl vertreten waren . Wie wenig die englischen Proletarierinnen
sür die Zuerkennung ihres vollen Bürgerrechts von der bürger¬

lichen Frauenstimmrechlsbewegung zu hoffen haben , das zeigt ein

Ausspruch von Miß Pankhurst , eine ihrer opferfreudigsten , aber

auch fanatischsten Führerinnen . Fräulein Pankhurst bezeichnete als
die schlinimsten Feinde des Frauenstinimrechts „die falschen Freunde " ,
die Befürworter des allgemeinen Wahlrechts für beide Geschlechter ,

die die Wahlrechtsreform so groß machen möchten , daß man sie

nicht durch die Tür des Parlaments bringen könne . Das sagt genug .
Die Vorschläge zur Verfassungsänderung in Dänemark ,

welche die Einführung des Frauenwahlrechts in sich begreifen ,

sind nun auch bereits zweimal von der ersten Kammer durchberaten
worden . Die 34 Konservativen , die dem Herrenhaus angehören
— es zählt 63 Mitglieder — , erklärten ihre Gegnerschaft wider die

Einführung des Frauenwahlrechts und die Herabsetzung des Wahl¬

rechtsalters . „ Später " würden sie geneigt sein , die Frage des

Frauenwahlrechts in Erwägung zu ziehen . Der Ministerpräsident ,
ein Liberaler , trat so rückhaltslos wie früher in der zweiten Kammer

für die Forderung ein . Schließlich überwies das Herrenhaus die

Anträge zur Verfassungsreform einem sogenannten „Vegräbnis -
komitee " .

Die Frau in öffentlichen Aemtern .

Nene Stellen für Bibliothekarinnen in Prensten hat der

Etat für das laufende Jahr vorgesehen . Seit 13( 17 sind zur Ent¬

lastung der Bibliothekare von mehr mechanischen Arbeiten Bibliothek¬

sekretärstellen errichtet worden , und da man mit der Tätigkeit weib¬

licher Hilfskräfte an den mittleren Bibliotheken recht gute Erfahrungen

gemacht hat , so sollen nun auch Stellungen sür Bibliothek -

sekretärinnen geschaffen werden . Die betreffenden Damen müssen
natürlich für den Posten entsprechend vorgebildet sein , als Gehalt
ist 1353 bis 3( 100 Mk . vorgesehen , nebst Wohnungszuschuß . In
Aussicht genommen ist die Anstellung von drei Sekretärinnen an
der königlichen Bibliothek zu Berlin und je einer für sechs

preußische Universitätsbibliotheken .

Drei weibliche Bürgermeister gibt eS in England . Es sind
dies Fräulein Morgan in Brecour , Frau Lees in Oldhain
und Frau vr . Garret - Anderson , die schon seit einigen Jahren
in einer kleineren Gemeinde den Posten bekleidet , während die

beiden Erstgenannten erst bei den letzten Stadtvertretungswahlen
im vergangenen Jahre als Oberhaupt der Munizipalität gewählt
worden sind .

Als oberster Schulrat von Ehicago ist eine Frau tätig , Ella

Flagg Poung . Daß sie sich in dem verantwortungsreichen Amte
der großen Stadt durchaus bewährt hat , erweist eine Tatsache .

Anfang dieses Jahres wurde Mrs . Flagg Joung bei den Schul -
ratswahlen zum dritten Male auf ihren Posten gestellt , und zwar
einstimmig von allen Parteien . Wie wird dir , deutscher BildungS -

philister — siehe die Petition der preußischen Oberlehrer und

Lehrer gegen die Zulassung der Frauen zu leitenden Stellungen

sogar in de » Mädchenschulen ! — , wenn du diese Nachricht liesest -

Verschiedenes .

HaudelSschüleriniien . Die städtische Handelsschule in Offen¬

burg ( Baden ) hat obligatorischen Unterricht für Gehilfen beider

Geschlechter . Im vorletzten Schuljahr waren unter 1ö4 Besuchern
der Anstalt 33 iveibliche ; im Jahrgang 1910/11 wurden nur noch
59 weibliche auf 170 Besucher gezählt . An dem wahlfreien Unter¬

richt nahmen teil in der Stenographie 31 iveibliche neben 33 männ¬

lichen Besuchern , im Maschinenschreiben 45 neben 57 , in der eng¬

lischen Sprache 15 neben 34 . Unter den 17 preisgekrönten Schüler , r

des Vorjahres befanden sich 8 Gehilfinnen . Die Stadlkasse leistet
einen jährlichen Beitrag von 3300 Mk . an die Handelsschule . Das

Schulgeld beträgt 30 Mk. ; unbemittelte Eltern sind davon be¬

freit . m- - .

Vou der Zusammeusestung der katholischen Lehrrrinneu -
verciue gibt die „Bayerische Lehrerzeitung " ein Beispiel , das dem
Blatt entnommen ist : „ Die katholische Lehrerin " . Dort sind fol¬
gende Neuanmeldungen von Mitgliedern zu lesen : Oberpfalz
a. Fräulein Margarete Stolze - Amberg ; 1». Hochw . Herr Pfarrer
Dietl - Laaber — Hochw . Herr Kooperator Eichleitner - Hemau
— Hochw . Herr Pfarrer Ferstl - Wiesau — Hochw . Herr
Pfarrer Freimuth - Wörlh — Hochw . Herr Kattum , Ossizialor
am Elisabethinum , Negensburg — Hochw . Herr Pfarrer Holz -
apsel - Paite » — Hochw . Herr Pfarrer Hüttinger - Pfatter —

Hochw . Herr Kooperator Kühn - Hemau — Hochw . Herr

Pfarrer Schmidt - Schach — Hochw . Herr Stadtpfarrer -
kooperator Drexler - Ambcrg . Der Anmeldung einer Lehrerin

stehen zehn Anmeldungen von Geistlichen gegenüber , und das
nennt sich einen Lehrerinnenverei » . wA.

«- raiiNvorMch für dl « Rcdaktton : Frau »lara ZetN » ( Zundcl ) . WtthelinShöhe ,
Post Degerloch bei Stuttgart .

Druck und «erlag von I . H. W. Dteg Nachf . S. m. b. H. >n Stuttgart .
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